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2.1 Allgemeine Angaben zum Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 

(FE-Vorhaben) 

2.1.1 Thema des FE-Vorhabens: 

Umweltsanierung und Umweltverträglichkeitsprüfung in der 

Stadterneuerung, Pilotstudie in Kreuzberg, Berlin (West). 

2.1.2 Der Beginn des Vorhabens ist für den 1.4.1988, das Ende 

für den 31.3.1991 vorgesehen. 

2.1.3 Mit dem Vorhaben ist noch nicht begonnen worden. 

2.1.4 Die Gesamtausgaben des FE-Vorhabens sind auf DM 900.000,- 

veranschlagt, verteilt auf 3 Jahre. 

2.1.5 Der Zuwendungsempfänger ist hinsichtlich Lieferungen und 

sonstiger Leistungen Dritter weder allgemein noch für das 

Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt. 

2.1.6 Bezeichnung, Sitz und Rechtsform des Zuwendungsempfängers 

Technische Universität Berlin, Berlin-Charlottenburg, 

Körperschaft öffentlichen Rechts 

2.1.7 Leiter des Zuwendungsempfängers: 

Der Präsident 

2.1.8 Ausführende Forschungs- und Entwicklungsstelle des Zuwen¬ 

dungsempfängers : 

Institut für Stadt- und Regionalplanung, in Arbeitsgemein 

schaft mit dem Verein zum Schutz der Blockstruktur e.V., 

Berlin und dem Bezirksamt Kreuzberg von Berlin 

2.1.9 Leiter der ausführenden Forschungs- und Entwicklungsstel¬ 

le des Zuwendungsempfängers: 

Der Geschäftsführende Direktor 



2.1.10 Verantwortlicher Leiter des FE-Vorhabens: 

(von der Arbeitsgemeinschaft noch zu bestimmen) 

2.1.11 Eigenmittel 

a) Institut für Stadt- und Regionalplanung: 

- 1 Professor mit im Durchschnitt 4 Stunden seiner 

wöchentlichen Arbeitszeit 

- 2 wissenschaftliche Mitarbeiter mit je im Durch¬ 

schnitt 4 Stunden ihrer wöchentlichen Arbeitszeit 

- Räume und Büroeinrichtung für die aus den bean¬ 

tragten Mitteln zu bezahlenden Mitarbeiter 

b) Verein zum Schutz der Blockstruktur e.V. 

- 2 Diplomingenieure mit im Durchschnitt je 8 Stun¬ 

den ihrer wöchentlichen Arbeitszeit 

- 1 Diplomingenieur mit 40 Wochen¬ 

stunden 

- 1 Diplomphysiker mit 40 Wochen¬ 

stunden 

befristet 

bis 31 .7.88 

c) Bezirksamt Kreuzberg von Berlin 

- Arbeitskapazität eines Mitarbeiters zur kompetenten 

Begleitung und amtsinternen Koordination in Bezug 

auf das FE-Vorhaben 

2.1.12 Mittel Dritter 

Beim Senator für Stadtentwicklung und Umweltschutz Berlin 

sollen Mittel in Höhe von DM 450.000,-, d.h. der Hälfte 

der Gesamtausgaben gemäß 2.1.4 beantragt werden. 

2.1.13 Frühere Zuwendungen 

(entfällt) 

2.1.14 Organisation 

Die Mittel werden vom Präsidenten der TU Berlin, Abt.III 

verwaltet (kameralistische Buchführung) 
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2.1.15 Abschlußprüfung 

Die Abschlüsse werden regelmäßig vom Landesrechnungshof 

geprüft. 

2.1.16 Folgeausgaben 

(entfällt) 
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2.2 Fachliche Beschreibung des Forschungs- und Entwicklungsvor¬ 

habens (FE-Vorhabens) 

2.2.1 Kurzbeschreibung des FE-Vorhabens 

Gegenstand des vorgeschlagenen Forschungs- und Entwick¬ 

lungsvorhabens unter dem Titel "Umweltsanierung und Um- 

weltverträglichkeitsprüfung in der Stadterneuerung. Pi¬ 

lotstudie in Kreuzberg, Berlin (West)" ist die systema¬ 

tische Einbeziehung der Belange des Umweltschutzes in den 

Prozeß der Stadterneuerung und Stadtplanung, insbesondere 

in das Verwaltungshandeln der Kommunen. Im Vordergrund 

stehen die Probleme dicht bevölkerter, durch Wohnen und 

Gewerbe gemischt genutzter Innenstadtgebiete. Es sollen 

(1) ein Modell der umfassenden Berücksichtigung ökolo¬ 

gischer Bedingungen und Zielsetzungen in der Stadterneu¬ 

erung erarbeitet, 

(2) das vorhandene Instrumentarium, das den Kommunen zur 

Verfügung steht, anhand dieses Modells auf seine Wirksam¬ 

keit und Ergänzungsbedürftigkeit überprüft und 

(3) eine Pilotstudie zur Anwendung eines entsprechend re¬ 

vidierten Instrumentariums im Berliner Bezirk Kreuzberg 

durchgeführt werden. Dabei soll nicht nur der administra¬ 

tiven Bearbeitung laufend anfallender Planungen und Maß¬ 

nahmen bzw. Genehmigungsfälle mittels Umweltverträglich¬ 

keitsprüfung nachgegangen, sondern es sollen auch Aspek¬ 

te der Umweltsanierung einbezogen werden. 

2.2.2 Erkenntnisstand (Übersicht) 

Ausgangspunkt des geplanten FE-Vorhabens ist die ungenü¬ 

gende Berücksichtigung der ökologischen Umweltbelange in 

der Stadtplanung. Die Kommunen sind zwar nach den beste¬ 

henden gesetzlichen Vorschriften gehalten, neben den 

wirtschaftlichen, sozialen und baulich-räumlichen (städte¬ 

baulichen) auch die ökologischen Belange in die bei Plan¬ 

entscheidungen erforderliche Abwägung einzubeziehen. In 

aller Regel haben aber in der Abwägungspraxis die öko- 
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logischen Argumente die geringere Durchsetzungskraft. 

Gründe dafür liegen einerseits in der mangelnden Vertre¬ 

tung solcher Argumente innerhalb der kommunalpolitischen 

Körperschaften, andererseits aber in der unzureichenden 

Instrumentierung (d.h. Vorgaben und Handlungsanweisungen) 

und in nicht unerheblichem Maße in der Unklarheit über 

Kompetenzen zwischen querschnittsorientierten und fachbe¬ 

zogenen Planungs- und Genehmigungsverfahren. Ansätze,um 

diesem Defizit zu begegnen, gibt es in einigen bundes- 

und landesgesetzlichen Bestimmungen. Der Übernahmeauftrag 

der EG-Richtlinie in nationales Recht bis Mitte 1988 er¬ 

öffnet hier die Chance, solche Bestimmungen gezielt zu 

verstärken. Damit diese in der kommunalen Planungspraxis 

wirksam werden können, bedarf es eines systematisch be¬ 

gründeten und zugleich verwaltungskonformen Verfahrens 

der umfassenden Berücksichtigung ökologischer Belange in 

der Stadtplanung. Wie die weiter unten genannten Beispie¬ 

le zeigen, bestehen hier erhebliche Defizite. 

Der Erkenntnisstand wird in Abschnitt 2.2.5 ausführlicher 

dargestellt, d.h. in welcher Qualität, in welchem Umfang 

und mit welcher Wirksamkeit bisher Belange der ökologi¬ 

schen Umwelt bzw. des Umweltschutzes in übliche Verfah¬ 

ren der Stadtplanung, insbesondere der Bauleitplanung 

einbezogen werden. Die Instrumente der Bauleitplanung le¬ 

gen Gebietsarten und,spätestens auf der Stufe des B-Plans, 

Art und Maß der Nutzung fest. Sie bestimmen damit we¬ 

sentlich die räumliche Verteilung von Nutzungsansprüchen 

und entsprechend auch deren Auswirkungen auf die ökologi¬ 

sche Umwelt. Da diese in Konkurrenz zu zahlreichen ande¬ 

ren Belangen stehen (§ 1 BauGB), geht es auf der Sachebe¬ 

ne um ihre Konkurrenzfähigkeit und auf der instrumentei¬ 

len Ebene um ihre Durchsetzungsfähigkeit. Konkurrenzfä¬ 

higkeit heißt: Vorhandensein von qualifizierten Standards 

und von deskriptiven Werten in einem hinreichend genau 

definierten Verhältnis zueinander.Durchsetzungsfähigkeit 

heißt: Anwendung von verbindlichen Mindeststandards, dar- 

überhinaus zwingende Einbeziehung bestimmter umweltökolo- 
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gischer Kriterien in den Abwägungsprozeß. 

2.2.3 Notwendigkeit 

Neben dem aktuellen Handlungsbedarf aufgrund der Übernah¬ 

meverpflichtung der EG-Richtlinie sind es vor allem zwei 

Aspekte, die eine grundsätzliche Erweiterung des Stadter¬ 

neuerungsverfahrens durch Berücksichtigung von Umweltbe¬ 

langen erfordern. 

Erstens sind die hohen Umweltbelastungen insbesondere in 

Gemengelagen anzuführen, die einer erhöhten Sensibilität 

und sowie einem erweiterten Erkenntnisstand über die 

Schädlichkeit für Menschen und natürliche Ressourcen gegen¬ 

überstehen. Bisherige Versuche, mit konkreteren umwelt¬ 

politischen Zielsetzungen und der Verbesserung bzw. Erwei¬ 

terung umweltspezifischer Fachgesetze eine Entlastung 

zu erreichen, sind vorerst gescheitert. Das macht die ex¬ 

plizite Einbeziehung der Umweltbelange bei allen Planun¬ 

gen und Maßnahmen von Kommunen notwendig. Bei Flächen¬ 

dispositionen und Planungen sowohl für neu zu bebauende 

Gebiete und insbesondere für Umnutzungen im Bestand fehlt 

ein hinreichend vollständiger und verbindlicher Kriterien¬ 

katalog, der die Konkurrenzfähigkeit ökologischer Argumen¬ 

te sicherstellt, und es fehlen Verfahrensweisen, die eine 

angemessene Durchsetzung der ökologischen gegenüber an¬ 

deren (sozialen, städtebaulichen usw.) Belangen im Abwä¬ 

gungsprozeß gewährleisten. 

Zweitens sind es die Anforderungen aus den Verwaltungen, die 

einerseits die Notwendigkeit der Berücksichtigung der 

Umweltsituation ; zunehmend einsehen und andererseits mit 

neuen Zielsetzungen der Stadtentwicklung - als Schlag¬ 

worte seien genannt: Innenentwicklung vor Außenentwicklung, 

Umbau des Bestandes vor Neubau etc. - konfrontiert sind. 

Der Planungspraxis fehlen dabei handhabbare Verfahren 

und Methoden, was zu mehr oder weniger erfolgreichen 

Eigenininitiativen bezüglich der Methodenentwicklung ge¬ 

führt hat. Dementsprechend stehen beiden bisheri- 
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gen Ansätzen die pragmatischen, den personellen und 

Datenressourcen angepaßten Modelle (die daher oft simpli¬ 

fizieren) den hochkomplexen wissenschaftlichen Modellen, 

denen weitgehend der Anwendungsbezug fehlt und die in der 

kommunalen Verwaltungspraxis aus unterschiedlichen Gründen 

kaum handhabbar sind, gegenüber. Hier bedarf es einer For¬ 

schungsstrategie, bei der bereits in die grundsätzlichen 

Überlegungen die kommunale Verwaltungspraxis eingeht und 

umgekehrt die Implementation als auch die praktische An¬ 

wendung des Modells wissenschaftlich begleitet wird. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Antragsteller repräsentiert 

sowohl den wissenschaftlichen und planungspraktischen 

Sachverstand als auch die politische und administrative 

Erfahrung. Durch das umweltbezogene Interesse und die Ko¬ 

operationsbereitschaft des Bezirksamtes Kreuzberg von Ber¬ 

lin ergibt sich die günstige Gelegenheit, den Anwendungs¬ 

test (Pilotstudie) in einem Gebiet durchzuführen, das 

eine differenzierte gemischte Nutzungsstruktur bei hoher 

Bevölkerungs- und Bebauungsdichte aufweist, in dem be¬ 

reits mehrere umweltökologische Modellvorhaben (Einzelmaß¬ 

nahmen) durchgeführt worden sind und in dem eine entspre¬ 

chende kommunalpolitische Aufgeschlossenheit vorausgesetzt 

werden kann. 

2.2.4 Darstellung des FE-Vorhabens 

2.2.4.1 Ziel der Arbeiten 

Ziele des FE-Vorhabens sind 

(1) die Erarbeitung eines Modells der umfassenden Be¬ 

rücksichtigung ökologischer Bedingungen und Zielsetzun¬ 

gen in der Stadterneuerung (theoretisches Modell), 

(2) die Überprüfung des vorhandenen Instrumentariums 

zur Durchsetzung ökologischer Belange auf seine Wirk¬ 

samkeit und Ergänzungsbedürftigkeit (Verfahrensmodell), 

(3) die Erprobung eines entsprechend revidierten In¬ 

strumentariums im Rahmen konkreter Handlungssituationen 

bzw. Genehmigungsfälle im Berliner Bezirk Kreuzberg (An- 
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wendungstest). 

Zu (1): 

Das Modell soll, aufbauend auf vorhandenen theoreti¬ 

schen und planungspraktischen Ansätzen, u.a. aus einem 

weiter differenzierten Katalog von ökologischen Umwelt¬ 

merkmalen bestehen, welche die ökologische Dimension 

der Qualität städtischer Lebensbedingungen beschreiben. 

Dazu gehört die Quantifizierung oder deskriptive Bewer¬ 

tung der Merkmale, die Bestimmung von Grenzwerten im 

Sinne verbindlicher Mindeststandards und von Bandbrei¬ 

ten für die Einbeziehung in den Abwägungsprozeß. Die 

typischen Konfliktbeziehungen zu anderen (sozialen, 

städtebaulichen usw.) Abwägungsargumenten sind mit zu 

berücksichtigen. Das Modell soll einen realistischen 

Zielrahmen darstellen, auf den hin die Verbesserung des 

auf die ökologische Umwelt bezogenen Instrumentariums 

konzipiert werden kann. 

Zu (2): 

Die Überprüfung des vorhandenen Instrumentariums zur 

Durchsetzung ökologischer Belange auf kommunaler Ebene 

zielt auf die generelle Einführung einer UVP bei allen 

Planungen, Maßnahmen und Genehmigungsfällen. Im Rahmen 

der Stadterneuerung betrifft dies u.a. auch kleintei- 

lige Maßnahmen wie z.B. Instandsetzung, Modernisierung 

und Umnutzung von Gebäuden, Dachgeschoßausbau, Verbesse¬ 

rung von HofSituationen, Sicherung und Verbesserung von 

wohnungs- und gebäudebezogenen Freiflächen, Errichtung 

oder Beseitigung von Wagenabstellplätzen und Garagen, 

Neuerrichtung von Gebäuden, Umbau von Straßen. Die Si¬ 

tuation der Planung im Bestand bringt es mit sich, daß 

neben den Veränderungsabsichten bzw. geplanten Maßnah¬ 

men die bestehenden Anlagen und Einrichtungen sowie 

ihre Nutzung einen nennenswerten Einfluß auf die Quali¬ 

tät der ökologischen Umweltbedingungen haben und be¬ 

halten. Daraus folgt, daß ein Verfahrensmodell über den 

Aspekt der Vorsorge mittels Umweltverträglichkeitsprü- 
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fung hinaus auch den der Nachsorge im Sinne von Umwelt¬ 

sanierung berücksichtigen muß. Das zu konzipierende 

Verfahrensmodell soll grundsätzlich auf den bundes- 

und landesgesetzlichen Bestimmungen im Bereich der 

Stadtplanung und des Umweltschutzes aufbauen und ins¬ 

besondere die verwaltungsorganisatorischen Bedingun¬ 

gungen (u.a. planungsebenen- und ressortübergreifende 

Koordination) berücksichtigen. 

Zu (3): 

Das theoretische und das Verfahrensmodell, die bereits 

auch unter Bezugnahme auf den Berliner Bezirk Kreuz¬ 

berg entwickelt werden, sollen anschließend einem An¬ 

wendungstest unterzogen werden, der sich vor allem auf 

die Operationalität der verwendeten Umweltmerkmale 

und der Verfahrensweisen vor Ort erstreckt. Zugleich 

ist dabei die Übertragbarkeit auf andere Kommunen ähn¬ 

licher Struktur und Größenordnung zu beurteilen. Erstens 

sollen innerhalb des Bezirks auftretende typische Pla- 

nungs- und Genehmigungsfälle einer Umweltverträglich¬ 

keitsprüfung unterzogen und die Wirkung ihrer Ergeb¬ 

nisse im stadtplanerischen Abwägungsprozeß getestet 

werden. Zweitens soll am Beispiel eines kleinen Unter¬ 

suchungsgebietes in Kreuzberg exemplarisch eine Stra¬ 

tegie der Umweltsanierung konzipiert werden, die die 

Kriterien für ein bezirkliches Umweltkataster und ein 

Instrument zu dessen Fortschreibung einschließt. 

2.2.4.2 Aufgabenstellung und Lösungsweg 

(Stichwortartige Beschreibung der Arbeitsabschnitte) 

Zu Ziel 1: Theoretisches Modell 

Arbeitsziel dieses Arbeitsabschnittes ist es, ein Modell 

zu entwickeln, das unter Wahrung der Handhabbarkeit ein 

hinreichend genaues Erfassen und Bewerten der vorhande¬ 

nen Umweltsituation sowie mögliche Auswirkungen von 

Eingriffen anhand möglichst weniger aber den Umweltbe¬ 

langen adäquaten Kriterien ermöglicht. 
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- Literaturrecherchen im Hinblick auf Modelle und Metho¬ 

den ; 

Überprüfung geeigneter Modelle an Beispielen aus der 

Praxis (Expertengespräche). Auswertung dieser Bei¬ 

spiele, Benennung von Defiziten, Übernahme geeigneter 

Methodenteile; 

- Zusammenstellung eines differenzierten Katalogs von 

Merkmalen für die Beschreibung der Qualität der öko¬ 

logischen Umwelt in innerstädtischer Gebieten auch 

unter Berücksichtigung der städtebaulichen Situation 

und der sozioökonomischen Lage der Bevölkerung; 

- Bestimmung ökologischer Mindeststandards auf der 

Grundlage rechtlicher Bestimmungen und selbstentwik- 

kelter Vorgaben. Voraussetzung dazu ist die Formu¬ 

lierung abgestimmter Zielvorstellungen bezüglich der 

anzustrebenden ökologischen Qualität der Umwelt; 

- Entwicklung einer geeigneten Bewertungsmethode. Auf¬ 

grund der Defizite im Abwägungsprozeß der bisherigen 

Anwendungsbeispiele kommunaler UVP'en soll ein kom¬ 

plexeres Abwägungsschema konzipiert werden. Bedingung 

hierbei ist eine ausreichende Transparenz des 

Modells, damit es sowohl für die Verwaltung handhabbar 

bleibt und der Öffentlichkeit eine Beteiligung ermög¬ 

licht . 

- Überprüfung und Revision des theoretischen Modells 

an der Verfahrensrealität 

Zu Ziel 2: Verfahrensmodell 

Das in diesem Abschnitt zu entwickelnde Verfahrensmodell 

soll den Anwendungsbezug über die Berücksichtigung ver¬ 

waltungsorganisatorischer Strukturen und festgelegter 

Planungs- und Genehmigungsabläufe sicherstellen: 

- Synopse der Instrumente, die im Rahmen der Stadter¬ 

neuerung (BEP, B-Pläne, Baugenehmigungen) Anwendung 

finden, unter dem Aspekt verstärkter Einbeziehung von 

Umweltbelangen. 

- Überprüfung der Anwendbarkeit anhand von Genehmigungs¬ 

fällen aus der Praxis unter besonderer Berücksichti- 
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gung Kreuzberger Genehmigungsfälle. 

- Entwicklung von Verfahrensdiagrammen, die Planungs¬ 

und Genehmigungsabläufe inklusive ressortübergreifen¬ 

de Koordinationen und Öffentlichkeitsbeteiligung der 

unterschiedlichen Planungsebenen darstellen unter be¬ 

sonderer Berücksichtigung der Berliner bzw. Kreuzber¬ 

ger Situation. 

- Ableitung eines formalisierten Verfahrens unter Ein¬ 

beziehung der Bedingungen des theoretischen Modells. 

Zu Ziel 3: Anwendungstest 

Die exemplarische Anwendung an Kreuzberger Fällen soll 

Aufschluß über die Praktikabilität und Effizienz der 

entwickelten Modelle geben. 

- Auswahl eines geeigneten Untersuchungsgebietes in Zu¬ 

sammenarbeit mit dem Bezirk Kreuzberg, ein Auswahl¬ 

kriterium ist das Vorliegen konkreter Genehmigungs¬ 

anträge . 

- Anwendung des erarbeiteten Verfahrensmodells in der 

Verwaltung. 

- Überarbeitung des Modells anhand einer kritischen Be¬ 

wertung des Verfahrens im Testgebiet. 

- Hinweise zur Übertragbarkeit auf andere Kommunen. 

2.2.5 Forschungsgegenstand und Erkenntnisstand 

(ausführliche Darstellung) 

2.2.5.1 Rechtliche Voraussetzungen und Probleme der Umsetzung 

der UVP in der Stadtplanung 

Zwei Anlässe sind für die aktuelle Diskussion um die 

Implementierung der UVP in die Bauleitplanung an erster 

Stelle zu nennen: 

- Die EG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung 

vom 27.6.1985 und die Verpflichtung zu deren Um¬ 

setzung nationales Recht bis zum 2.7.1988 

- die Neugestaltung des Baurechts im Baugesetzbuch 

(BauGB) i.d.F. vom 6.12.1986 



Die EG-Richtlinie verpflichtet die Mitgliedsstaaten, für 

bestimmte Vorhaben Umweltverträglichkeitsprüfungen 

durchzuführen, wobei drei.Ziele erreicht 

werden sollen: 

1. Einbeziehung aller öffentlichen und privaten Maßnah¬ 

men mit Umweltbezug 

2. Integration der Prüfung in bestehende Planungs- und 

Entscheidungsprozesse 

3. Öffnung des Planungsprozesses nach außen, Beteili¬ 

gung der Öffentlichkeit 

Die EG-Richtlinie beinhaltet jedoch nur bruchstückhafte 

Mindestanforderungen, die kein in sich geschlossenes 

Prüfsystem bilden. Sie stellt eine Mindestanforderung 

dar, überläßt die Ausgestaltung aber weitgehend dem 

jeweiligen Mitgliedsstaat (BUNGE 1987). 

Die durch das Baugesetzbuch geschaffene Neufassung des 

Baurechts hat die besonderen Aufgaben der Gemeinden 

auf den Gebieten der Umweltvor- und -nachsorge über den 

bislang gegebenen Rahmen hinaus weder präzisiert noch 

hinsichtlich der Verfahren für die Erfüllung des Abwä¬ 

gungsgebots ergänzt. 

Dem Umweltschutz kommt wie bisher keine besondere Stel¬ 

lung gegenüber anderen Belangen zu, der Schutz gegen 

schädliche Umwelteinwirkungen geht nicht über die be¬ 

reits in § 50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes 

(BImSchG) niedergelegten Planungsanforderungen hinaus 

(vgl. § 5 Abs. 2 lit 6 BauGB). 

Der Gesetzgeber hat es abgelehnt, Regelungen über eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung in das Städtebaurecht 

aufzunehmen. Er vertritt damit die Auffassung, daß die 

UVP durch das Abwägungsgebot ohnehin Bestandteil des 

Verfahrens zur Aufstellung der Bauleitpläne ist, und 

lehnt darüberhinaus ab, das Ergebnis dieser speziellen 

Abwägung (UVP) zum notwendigen Inhalt der Begründung für 

den Bebauungsplan (§ 9 Abs. 8 BauGB) zu erklären (Be¬ 

schlußempfehlung und Bericht des 16. Ausschusses 



BTDrucks. 10/6166). 

Dagegen hat z.B. der Deutsche Naturschutz Ring (DNR) 

bereits einen Entwurf für ein UVP-Gesetz zur Diskussion 

gestellt. Da die bisherigen Anstrengungen in bezug auf 

eine verstärkte Umweltpolitik auch mittels gesetzlicher 

Regelungen nicht zu einer tatsächlichen Verbesserung 

der Umweltsituation geführt haben, vertritt der DNR die 

Ansicht, eine grundlegende Neuorientierung in der Um¬ 

weltpolitik sei nicht ohne neue Instrumente durchzuset¬ 

zen. Das eigenständige UVP-Verfahren wird als geeignetes 

Instrument eingeschätzt. 

Nach FELDMANN (1987a) enthält auch das BauGB durchaus 

Ansätze für eine UVP, wie sie seitens der EG-Richtlinie 

vorgesehen ist, weil 

- der Umweltschutz im weiteren Sinne der Erhaltung der 

natürlichen Lebensgrundlagen zu den sog. abwägungser¬ 

heblichen Belangen gehört, eine sachgerechte Planent¬ 

scheidung also voraussetzt, daß die Umweltrelevanz 

des Plans erkannt, bewertet und angemessen mit ande¬ 

ren Planungsbelangen abgewogen wird (.§1 Abs. 5 und 6 

BauGB, s.a. SÖFKER 1987), 

- sich die Begründung ( § 9 Abs. 8 BauGB) und die Rechts¬ 

kontrolle des Plans durch die höhere Verwaltungsbe¬ 

hörde (§§ 11,216 BauGB ) dementsprechend auch auf die 

angemessene Berücksichtigung der Umweltbelange be¬ 

ziehen muß, 

- die Bürger und die Träger öffentlicher Belange (§ § 3 

und 4 BauGB)in einem geordneten Verfahren an der Pla¬ 

nung zu beteiligen sind. 

Darüber hinaus enthält das BauGB jedoch keine Bestim¬ 

mungen zur Durchführung der UVP. Damit ist die Proble¬ 

matik der bis zur Mitte des Jahres 1988 zu vollziehen¬ 

den Umsetzung der EG-Richtlinien über die UVP aus dem 

Gesetzgebungsverfahren ausgeklammert worden und es ob¬ 

liegt nunmehr den Bundesländern, für ihren Bereich 

diesbezügliche Verwaltungsvorschriften zu erlassen, da 



keine Erweiterung der Ermächtigungsgrundlage zum Erlaß 

von Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 5 BauGB die recht¬ 

liche Entwicklung offenhält (vgl. FELDMANN 1987, SÖFKER 

1987). 

Im folgenden sei noch auf weitere Neuerungen eingegan¬ 

gen, soweit sie die Umweltvorsorge bei Baugenehmigungen 

und die Nachsorge im Sanierungsfall betreffen. Diese 

sind insbesondere für die Planung im Bestand von Be¬ 

deutung und damit auch für den Typus der Kleingemenge¬ 

lage, wie er im vorgesehenen Untersuchungsgebiet vor¬ 

liegt ("Kreuzberger Mischung"). 

Der die Inhalte des Bebauungsplanes regelnde § 9 BauGB 

wurde ergänzt durch lit 23 in Abs. 1, wonach die Fest¬ 

setzung von Gebieten möglich ist, wo i.S. des BImSchG 

bestimmte luftverunreinigende Stoffe nicht oder nur be¬ 

schränkt verwendet werden dürfen. Jedoch in lit 24 wird 

durch die ausdrückliche Abschwächung der bisherigen 

Aussage "zu treffende Vorkehrungen" auf "zu treffende 

bauliche und technische Vorkehrungen" der Gedanke der 

planerischen Umweltvorsorge auf bloße Abwehr von nega¬ 

tiven Umweltentwicklungen reduziert. 

Altanlagen erhalten einerseits verstärkten Bestands¬ 

schutz (§ 34 Abs. 3 und § 35 Abs. 4 lit 6 BauGB ), 

ohne daß das Gesetz zusätzliche stadtplanerische Ein¬ 

griff sbefugnisse vorgesehen hätte. 

In seiner Neufassung wirft § 34 Abs. 1 BauGB die Frage auf, 

ob und in welcher Weise die Belange des Umweltschutzes 

sowie des Natur- und Landschaftsschutzes im Rahmen des 

Baugenehmigungsverfahrens weiterhin zur Geltung kom¬ 

men. Denn das BImSchG bietet nicht immer eine Handhabe 

i.S. des Umweltvorsorgegedankens, da dieses nur auf sol¬ 

che Anlagen zutrifft, die immissionsschutzrechtlich de¬ 

finiert sind, und es zudem als Ordnungsrecht nicht dem 

umfassenden Umweltschutzgedanken dienen kann. 

Der § 34 Abs. 3 BauGB eröffnet zudem die Möglichkeit, 



seitens der Gemeinde bei der Zulassung von Investiti¬ 

onen auch Umweltschutzauflagen durchzusetzen, die auf 

Verminderung der Emissionen des Altbestandes zielen. 

Vor dem Hintergrund dieser baurechtlichen Gegebenheiten 

muß der bisher nur wenig wirksam gewordene Einsatz der 

Landschaftsplanung als wesentliches Element einer Um¬ 

weltschutzplanung erörtert werden. Während sowohl nach 

altem wie neuem Baurecht die Umweltbelange nach § 1 

BauGB z.T. noch nach Medien getrennt aufgeführt werden, 

zeichnet sich das Naturschutzrecht durch eine sektor- 

übergreifende Betrachtungsweise aus, wenn dort von der 

Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 

und der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter ausgegangen 

wird ( § 1 BeriNatSchG). 

2.2.5.2 Die Systematik der UVP in der räumlichen Planung 

Die UVP unterscheidet sich von der allgemeinen Rechts¬ 

pflicht zur Beachtung einschlägiger Umweltbelange bei 

der Abwägung staatlicher Entscheidungen insofern, als 

sie in den Verwaltungsverfahren zu einer Berücksichti¬ 

gung aller relevanten Umweltauswirkungen führen soll. 

Sie ist nicht nur ein Instrument zur Erkennüng von Um¬ 

welteinflüssen, sondern zur Durchsetzung von Umwelt¬ 

argumenten (REHBINDER 1982, FINKE et al. 1981). Keines 

der - medialen - Umweltgesetze enthält die Forderung 

und die Pflicht "die voraussichtlichen Umweltfolgen 

der Aktivität in ihrer Gesamtheit systematisch zu er¬ 

mitteln, zu bewerten und die Ergebnisse dieser Unter¬ 

suchung öffentlich zur Diskussion zu stellen, ehe die 

Entscheidung getroffen wird" (BUNGE 1984). Dies könn¬ 

te nur durch ein Verfahren gewährleistet werden, wel¬ 

ches "weitgehende Transparenz der Untersuchung und 

ihrer Ergebnisse gewährleistet und der Öffentlichkeit 

ebenso wie den Behörden, deren Kompetenz betroffen 

ist, Gelegenheit zur Beteiligung gibt" (BUNGE 1984). 

Dem Forschungsvorhaben wird folgende (vorläufige) Ar- 
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beitsdefinition zugrunde gelegt: 

- Die ÜVP ist ein systematischer, formalisierter Prüf¬ 

prozeß. Mit ihrer Hilfe sollen Planungen aller Art, 

Projekte, Bauwerke,(Technologien, Produkte und Stof¬ 

fe), vor ihrer Realisierung (Herstellung oder Ver¬ 

breitung) daraufhin untersucht werden, ob bzw. wel¬ 

che Beeinträchtigungen von Umwelt und Gesellschaft 

durch sie verursacht werden könnten. Weiterhin soll 

untersucht werden, ob es möglicherweise im Interesse 

der Ziele einer umfassenden Umweltvorsorge bessere 

Lösungen gibt oder ob sie zu unterbleiben haben. 

Hieraus leiten sich die wichtigsten Grundsätze für die 

Gestaltung und Durchführung von UVP'en ab: 

(1) Eine UVP muß frühzeitig, d.h. bei Beginn eines 

Planungsvorganges einsetzen 

(2) UVP'en müssen umfassend sein, d.h. ihnen muß ein 

Umweltbegriff zugrundeliegen, der sowohl die na¬ 

türliche als auch die soziale Umwelt einbezieht. Es 

sind nicht nur die Auswirkungen auf die Umwelt¬ 

medien Boden, Wasser, Luft etc. zu ermitteln, son¬ 

dern auch die zwischen diesen bestehenden syste- 

maren Beziehungen zu berücksichtigen, ebenso die 

Auswirkungen auf die Bevölkerung, und zwar in so¬ 

zialpsychologischer wie auch in sozio-ökonomischer 

Hinsicht. 

(3) Die UVP muß systematisch sein. Für den Ablauf der 

einzelnen Prüfschritte können bei aller Variabili¬ 

tät der technischen Details folgende Elemente als 

verbindlich angesehen werden: 

a. die Identifikation der verursachenden (auslösen¬ 

den) Wirkungen 

b. Abgrenzung der medialen Wirkungsfelder in denen 

die Fortpflanzung auslösender Wirkungen statt¬ 

findet 

c. Auffindung der Wirkungsempfänger, d.h. der be¬ 

troffenen Nutzungen bzw. Nutzungsansprüche. 

Um zu einer Bewertung einer Planung oder eines Ein- 
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zelvorhabens zu gelangen, muß also der."Verursacher- 

Wirkung-Betroffenen-Kontext" hergestellt werden 

z.B. nach den Grundsätzen der "Ökologischen Wir¬ 

kungsanalyse" . 

(4) Im Rahmen des UVP-Prozesses sind Varianten zu prü¬ 

fen und ggf. zu entwickeln. 

(5) Die "Null-Variante" muß immer eine mögliche Option 

bleiben. 

(6) Die Beteiligung der Öffentlichkeit i.w.S. ist wäh¬ 

rend des gesamten Prüfprozesses sicherzustellen. 

(7) Die UVP muß hinsichtlich ihrer Zielvorgaben (Umwelt- 

gualitätsstandards) und der zu ihrer Einhaltung 

bzw. Erreichung verordneten Auflagen, nach Projekt¬ 

oder Planausführung einer Nachbewertung unterzogen 

werden (UVP-Evaluierung). Hierfür sind Prüfverfah¬ 

ren und -standards für eine begleitende und eine 

nachfolgende Kontrolle festzulegen. 

Diese Forderung stellt auch sicher, daß künftig ne¬ 

ben der Umweltvorsorge auch der Nachsorgeaspekt in 

die UVP einfließt (SUMMERER 1983). 

In der UVP-Diskussion wird häufig übersehen, daß es 

"die" UVP nicht gibt und auch nicht geben kann. Sobald 

man die allgemeine Betrachtungsebene verläßt, für die 

die zuvor formulierten Grundsätze anwendbar sind, muß 

eine fallspezifische Ausgestaltung der UVP einsetzen 

(WALTERS 1986). Dies kann z.B. wie im Falle der Stadt 

Essen durch eine Reihe von durchgespielten Planungs¬ 

fällen erfolgen (KRÜGER 1987). 

Eine prinzipielle Unterscheidung von UVP-Typen kann 

auch anhand der dem räumlichen Planungssystem zugrunde 

liegenden Hierarchie vorgenommen werden, die den unter¬ 

schiedlichen Ebenen von Genehmigungsverfahren ent¬ 

sprechen . 



UVP . Typen Gesamtplanung 

Gesamtplanung 

Bundesraumordnungsprogramm 
Landesentwicklungsprogramir 
( plan) 

Rahmenplanungen 
UVP 

RegionsIplan 

Bauleit¬ 
planung UVP 

Bauleitpläne 
F-Plan 
B-Plan 

Objekt-UVP Städtebauliche 
Einzelvorhaben 

Wenn diese Typisierung für das vorgesehene Untersuchungs¬ 

gebiet Kreuzberg zur Anwendung kommen soll, so sind drei 

miteinander in vertikaler Beziehung stehende Umweltver¬ 

träglichkeitsprüfungen in Betracht zu ziehen: 

1. UVP der Bereichsentwicklungsplanung (Stadtteilplanung) , 

2. UVP auf B-Planebene, 

3. Objekt-UVP für städtebauliche Einzelvorhaben, 

wobei diese Typisierung keineswegs methodisch-inhaltli¬ 

che oder verfahrensspezifische Abgrenzungen impliziert. 

Es fehlt die Konkretisierung, mit welchen Methoden die 

Umweltbelange, in welcher Datailierung, auf welcher Pla¬ 

nungsebene ermittelt und bewertet werden sollen. 



2.2.5.3 Stand der methodisch-verfahrenstechnischen Entwicklung 
der UmweltVerträglichkeitsprüfung 

Bei der Vielfalt der Ansätze hat die Landschaftspla¬ 

nung in Erfüllung ihrer querschnittsorientierten Pla¬ 

nungsaufgaben (BMELF 1976) Forschungsergebnisse er¬ 

bracht, die für die Verfahrensentwicklung der UVP 

grundlegend sind. Im Zentrum dieser Entwicklung ste¬ 

hen Methoden und Verfahren, die auf die Erhaltung und 

Entwicklung der natürlichen und z. T. sozialen Umwelt¬ 

qualität, insbesondere durch Sicherung und Wiederher¬ 

stellung der Funktions- und Leistungsfähigkeit des 

Naturhaushaltes zielen. (BACHFISCHER etal. 1 974, KIEM- 

STAEDT et al.1981, VESTER und HESLER 1 980, HABER und 

KAULE 1 985 ) . 

Für die Durchführung von UVP'en in mittleren und großen 

Städten haben BÜCKMANN und TERLINDEN (1979) einen vier¬ 

stufigen Ansatz vorgeschlagen, der sowohl die Aspek¬ 

te der Sozialverträglichkeit, als auch der ökologi¬ 

schen Umweltverträglichkeit einbezieht. Trotz mo¬ 

dularen Aufbaues wird von den Autoren selbst das Di¬ 

lemma zwischen theoretischem Anspruchsniveau und 

Praktikabilität des Ansatzes erkannt. Die Schwierig¬ 

keiten, die mit einem sogenannten "umfassenden" Ansatz 

einer UVP verbunden sind, wurden im Rahmen des inter¬ 

disziplinären Forschungsprojektes "Umweltverträglich¬ 

keitsprüfung in der räumlichen Planung", mit Pilot¬ 

anwendung auf die Bereichsentwicklungsplanung (BEP) 

im Berliner Bezirk Wilmersdorf, deutlich gemacht (FAGUS 

1987). Hierbei traten Probleme vor allem hinsichtlich 

der Schnittstellen zwischen dem ökologischen, sozia¬ 

len und ökonomischen Modellteil und Umsetzungsschwie¬ 

rigkeiten in die Praxis auf. Als Beispiel für einen 

einfacheren Ansatz zur Bewertung städtischer Umwelt¬ 

belastungen und ihrer Verursacher ist der "klimatisch¬ 

ökologisch-hygienische Wert" (KÖH-Wert) von SCHULZ 



(1981) zu nennen, einer Verhältniszahl aus sogenann¬ 

tem Gunst- oder Ungunstwert unterschiedlicher Flä¬ 

chentypen . 

In einem ebenfalls komplexen Ansatz, der als Fort¬ 

entwicklung des "Handbuches der ökologischen Planung" 

für die angemessene Berücksichtigung ökologischer Aspek¬ 

te in der vorbereitenden Bauleitplanung gedacht ist, 

wurde die "Stadtökologische Modelluntersuchung Ham¬ 

burg - Pilotanwendung Finkenwerder" von der DORNIER-System 

GmbH durchgeführt (DORNIER 1986). 

Je nach Modelltypus der hier beispielhaft genannten 

UVP-Ansätze blieben bisher eine Reihe von damit ver¬ 

bundenen Problemen entweder unbeachtet oder ungelöst. 

Grob vereinfacht können die benannten Verfahren nach 

zwei Typen von Modellansätzen unterschieden werden: 

Indikatorenmodelle und prozeßorientierte Modelle. 

Prozeßorientierte Modelle - wie z. B. Biomassemodelle, 

Diffusionsmodelle, Abflußmodelle etc. - erfordern we¬ 

gen ihres hohen Formalisierungsgrades eine ausgezeich¬ 

nete Datenlage und einen beträchtlichen Arbeitsauf¬ 

wand. Sie könnten jedoch im Zusammenhang mit Pro¬ 

blemstellungen in kleinräumigen Gemengelagen (Luft¬ 

zirkulationsmodell) zur Entwicklung einfacher Lösungs¬ 

ansätze baulicher oder technischer Art zum Einsatz kom¬ 

men. Auf der UVP-Ebene der BEP werden jedoch 

Indikatorenmodelle vorwiegend zum Einsatz kommen. In¬ 

dikatorenmodelle verwenden Hilfsgrößen zur qualitati¬ 

ven und quantitativen Beschreibung von naturräumli¬ 

chen und anderen Umweltfaktoren. Über Aggregation ein¬ 

zelner Indikatoren gelangen diese Ansätze zu Gesamt¬ 

aussagen über z. B. Leistungsfähigkeit, Schutzwürdig¬ 

keit etc. von z. B. Naturraumpotentialen, Landschafts¬ 

teilen etc. Wegen des i.d.R. unterschiedlichen Skalen¬ 

niveaus und der unvermeidbaren Interdependenzen zwi¬ 

schen Indikatoren und Aggregationsebene, sollten sich 

Indikatorenmodelle entweder der Nutzwertanalyse "zwei¬ 

ter Generation" oder des Grenzwertverfahrens bedienen. 
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Die Verwendung von Umweltindikatoren ist auf die in der 

Praxis nur begrenzt verfügbaren Daten angewiesen, mit 

denen die tatsächlich ablaufenden Prozesse im Umwelt¬ 

bereich nur bedingt erfaßt werden können. Häufig wer¬ 

den sogenannte teilidentische Indikatoren eingesetzt 

werden müssen, d. h. Indikatoren, die mit dem Indi- 

kandum nicht völlig identisch sind (z. B. Leitindika¬ 

toren). Der Einsatz teilidentischer Indikatoren ist 

mit Unsicherheiten behaftet und führt nur zu bedingt 

gültigen Aussagen. 

Für die Bestimmung geeigneter Prüf- und Umweltstan¬ 

dards ergeben sich in der Praxis der UVP nicht uner¬ 

hebliche Schwierigkeiten bei der Ableitung von ge¬ 

bietsspezifischen Eck-, Grenz- oder Schwellenwerten. 

Ein verfahrenstechnischer Weg bietet sich jedenfalls 

mit der (modularen) Darstellung von stadtökologischen 

Teilsystemen (Teilräumen) nach Verhaltensmerkmalen 

und Wirkungszusammenhängen an. 

Umweltgesetze, aber auch Verordnungen über die Durch¬ 

führung von UVP^en werden erst vollzugsreif, wenn für 

sie entsprechende Umweltstandards, technische Regeln, 

Grenz-, Eck- und/oder Schwellenwerte sowie Meßverfah¬ 

ren entwickelt, abgeleitet und festgelegt worden sind. 

Aus ihnen muß sich ergeben, wieweit die menschliche 

Gesundheit oder natürliche Lebensgrundlagen gefährdet 

sind, geschützt werden und welchen Beschränkungen Ver¬ 

ursacher zu unterwerfen sind (Schutzwürdigkeitsprofil, 

Gefährdungsprofil nach SALZWEDEL 1987). 

Der selbe Autor unterscheidet je nach Art der Risiko¬ 

abschätzung drei Umweltstandards: 

- Vorsorgestandards 

- Schutzstandards 

- individuelle Vorsorgestandards. 
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2.2.5.4 Kommunale Ansätze zur Durchführung einer UVP 

Die oben beschriebenen Defizite bezüglich gesetzlicher 

Verpflichtung, Vorhandensein von Handlungsanweisungen 

und Methoden haben einige größere Kommunen dazu ver¬ 

anlaßt, eigene UVP-Ansätze zu entwickeln und durchzu¬ 

führen. Als Beispiele seien hier Düsseldorf, Köln 

und Karlsruhe vorgestellt. Die Verfahren werden jeweils 

von der Verwaltung durchgeführt und sind zweistufig 

aufgebaut, die Bewertung erfolgt anhand von Checkli¬ 

sten . 

In Düsseldorf werden dabei die Umweltfaktoren Natur- 

und Landschaft, Boden, Wasser, Luftschadstoffe, Lärm 

und Erschütterungen, Klima, Historie und Baudenkmäler, 

Abfall, Energie und sozioökologische Faktoren berück¬ 

sichtigt. 

Die Stadt Köln führt seit 1978 Umweltverträglichkeits¬ 

prüfungen durch, Gegenstand einer ersten UVP war die 

Gewerbe- und Industrieflächenplanung im Rahmen der 

Stadtentwicklungsplanung. Das UVP-Verfahren wurde er¬ 

weitert; in einer einjährigen Testphase sollen an zehn 

ausgewählten Beispielen gültige und praktikable Ant¬ 

worten zum Verfahren einer UVP gefunden werden. Für 

die UVP der Wohnbaulandreserven nach dem Flächennut¬ 

zungsplan sollen sog. "Planungskriterien" (also nicht 

ökologische)und "Umweltkriterien" herangezogen werden. 

Umweltfaktoren sind : Boden, Luft/Klima, Lärm und 

Landschaft. Die Bewertungsergebnisse beider Kriterien¬ 

gruppen werden einander gegenübergestellt, gewichtet 

und abgewogen. Dabei stellt sich das Problem, welche 

Kriterien stärker gewichtet werden sollen. Bei einer 

Bewertung sollten von 114 Wohnbauflächen bei der planungs 

orientierten Variante 4 Flächen, bei der umweltorien¬ 

tierten Variante 23 Flächen als Wohnbauflächen aufge¬ 

geben werden. (EICHBERG, Kommune+Umwelt 87). Eine un¬ 

ter primär umweltorientierten Gesichtspunkten vorge¬ 

nommene Abwägung wurde nicht gewählt. 
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Der Gemeinderat der Stadt Karlsruhe hat in seiner Sitzung am 

13. 12. 83 beschlossen, im Rahmen des Planungs- und Entschei¬ 

dungsprozesses für alle wichtigen Vorhaben grundsätzlich eine 

UVP durchzuführen. Dazu ist eine Arbeitsgruppe zur Durchfüh¬ 

rung von UVP ' en gebildet worden, die folgende Umweltfaktoren 

bewerfet: Tier- und Planzenwelt, Boden, Trinkwasserversor¬ 

gung/Oberflächengewässer, Luft/Klima,Geräuschpegel, bebaute 

und unbebaute Landschaft. Damit berücksichtigt die Stadt Karls¬ 

ruhe den umfangreichsten Katalog von Umweltfaktoren. 

Auf fachwissenschaftlicher Ebene zeigt die Methodenentwick¬ 

lung im Zusammenhang mit der kommunalen UVP Defizite. "Sie 

ist im wesentlichen bei der Verwendung von Checklisten, Indices 

und Matrices stehengeblieben" (SCHEMEL 1985). Methodisch star¬ 

re und formal bis ins Detail ausgearbeitete Prüfverfahren wer¬ 

den allgemein abgelehnt, weil sie sich gegenüber speziellen 

Problemllagen als zu wenig anpassungsfähig erwiesen haben. 

Methodenentwicklung ist nicht originäre Aufgabe von Verwaltun¬ 

gen. Deren anwendungsorientierte Ansätze belegen den fehlenden 

Anwendungsbezug wissenschaftlicher Modelle. Die Ansätze der 

kommunalen ÜVP'en sind dagegen pragmatisch, wobei das Zurück¬ 

greifen auf vorhandene Daten teilweise zu nicht angemessenen 

Vereinfachungen führt. 

Defizite bestehen bei der Festlegung von Rieht- und Grenz¬ 

werten. Bei der Abwägung aller Belange bestehen erhebliche 

Schwierigkeiten. Wie das Beispiel Köln zeigt, wird eine Ab¬ 

wägung primär unter Gesichtspunkten von Umweltbelangen gar 

nicht erst gewählt. Karlsruhe führt eine UVP unter rein öko¬ 

logischen Gesichtspunkten durch, wobei die Abwägung gegenüber 

anderen Gesichtspunkten (sozialen, städtebaulichen usw.) 

unterbleibt. Die Erfolge bzw. Mißerfolge in der Durchset¬ 

zung der Ergebnisse einer kommunalen UVP sind entsprechend 

unterschiedlich. Während in Köln die UVP-Empfehlungen bezüg¬ 

lich der Gewerbe- und Industrieflächenplanung bis auf eine 

Ausnahme berücksichtigt wurden, (BÜCKMANN 1982), wurden aus 

den Karlsruher Empfehlungen keine Konsequenzen gezogen und die 
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Bebauungspläne wie ursprünglich vorgesehen verwirklicht. 

(SPINDLER 1987) 

In allen Verfahren setzt die Bürgerbeteiligung recht 

spät ein, teilweise (z. B. in Karlsruhe) wurden die 

UVP-Ergebnisse nicht veröffentlicht. Die Möglichkei¬ 

ten zur Nachkontrolle sind sehr beschränkt, es gibt 

in diesem Bereich zwei Defizite im Zusammenhang mit 

der UVP:"Zum einen liegt es regelmäßig im Ermessen der 

Behörden, ob sie ein Projekt nachträglich überprüfen 

wollen. Eine Pflicht zur Nachkontrolle besteht nicht. 

Zum anderen fehlen bisher - konsequenterweise - 

Bestimmungen, nach denen die Ergebnisse der Umweltver¬ 

träglichkeitsprüfung den Maßstab der nachträglichen 

Kontrollen bilden sollen"( BUNGE 1987). 

2.2.5.5 Die besondere planungsrechtliche Situation in Berlin 

(West) bzw. im Bezirk Kreuzberg und ihre Bedeutung 

für die Einbeziehung der Umweltsanierung und Umwelt¬ 

verträglichkeitsprüfung in die Stadtplanung 

Der Entwurf zum Flächennutzungsplan Berlin (West) Stand 

1984 (FNP '84) benennt als Ziel in Leitsatz Nr. 8, daß 

"die vorhandene Mischung von Wohnen und Gewerbe in ih¬ 

rer gewachsenen Art" erhalten bleiben soll und immis¬ 

sionsbedingte Konflikte mit "technischen Mitteln" zu 

entschärfen seien. Entsprechend der oben stehenden 

Ausführungen (s.Pkt.2.2.5.1) wird dadurch der Gedanke 

der planerischen Umweltvorsorge auf die reine Abwehr 

von schädlichen Umweltauswirkungen reduziert, d. h. 

eine Reihe möglicher Lösungen, wie sie als Ergebnis 

einer Variantenprüfung im Rahmen einer UVP auf F- 

Planebene vorliegen könnten, sind durch diese Eingren¬ 

zung apriori ausgeschaltet. 

Für die Durchführung einer UVP auf F-Planebene feh¬ 

len derzeit zudem die, für die Prüfung der Verträglich¬ 

keit der im FNP 84 formulierten städtebaulichen Ent¬ 

wicklungsziele erforderlichen,feinkörnigen Untersu- 
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chungen zu Nutzungsstruktur, zum potentiellen und rea¬ 

len Störgrad von Betrieben, Anlagen und anderen Nutzun¬ 

gen (FIEBIG u. HINZEN, 1985). 

Somit käme, wie auch seitens der Planungsverantwortli- 

chen betont wurde, der Bereichsentwicklungsplanung (BEP) 

eine erhöhte Bedeutung als nächste Konkretisierungsebene 

in Richtung verbindlicher Bauleitplanung zu. 

Da die BEP das wichtigste Verbindungsglied zwischen F- 

und B-Plan ist, liegen hier auf bezirklicher Ebene noch 

beträchtliche Gestaltungsspielräume, die besonders zur 

Erhaltung und Neuentwicklung von kleinräumigen Gemenge¬ 

lagen (wie sie für Kreuzberg typisch sind), bei gleich¬ 

zeitiger Möglichkeit einer Präzisierung umweltbezogener 

Vorgaben für 

- Stadterneuerungsmaßnahmen 

- Aufstellung von Bebauungsplänen 

- Baugenehmigungen im unbeplanten Innenbereich (.§ 34 

BauGB) 

- sonstige Genehmigungen 

- Sanierung von Altanlagen 

ausgeschöpft werden könnten. Eine wesentliche Rolle wird 

dabei der landschaftsplanerische Teil der BEP als Be¬ 

wertungsgrundlage für die Abwägung der Umweltbelange 

mit den sonstigen Belangen spielen. Dabei kommt der Land¬ 

schaftsplanung die Aufgabe zu, die z.T. querschnitts¬ 

orientierte Erfassung und Bewertung von 

- Naturhaushalt (Boden, Wasser, Klima) 

- Naturschutz (Landschafts-, Biotop-, Artenschutz) 

- Landschaftsbild 

- Freizeit/Erholung 

als Grundlage für die ökologische Verträglichkeit der 

BEP-Zielvorstellungen, Nutzungs-, Gestaltungs- und Maß¬ 

nahmenkonzepte zu liefern. 

Nur so kann auch die Forderung nach einer gestuften Bau- 

leitplanungs-UVP für Berlin (West) bzw. den Bezirk 

Kreuzberg erfüllt werden. Sie soll verhindern, daß eine 

UVP lediglich auf Objektplanungsebene, d.h. mit der 
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letzten Stufe der Entscheidung über ein Vorhaben ver¬ 

knüpft wird (Vorhabenszulasssung). (SUMMERER 1983, BDLA 

1987). Die von SUMMERER konseguenterweise erhobene 

Forderung, die UVP zweistufig durchzuführen, d.h. in 

eine Prüfung von 

a. Makrostandortvoraussetzungen im Rahmen eines Planungs¬ 

verfahrens und. 

b. Mikrostandortvoraussetzungen sowie der detaillierten 

Untersuchung der Umweltauswirkungen von Errichtung 

und Betrieb des Vorhabens im Rahmen des Zulassungs¬ 

verfahrens 

zu zerlegen, kann beim gegenwärtigen Stand der Bauleit¬ 

planung in Berlin nur bedingt erfüllt werden. Einen Weg 

in diese Richtung aufzuzeigen, soll Aufgabe dieses For¬ 

schungsvorhabens sein. 

2.2.5.6 Zur Umweltsituation der Kleingemengelagen in Berlin- 

Kreuzberg 

Kreuzberg hat auf einer Fläche von 1o4o ha rund 139.ooo 

Einwohner (Stand 1.1.1985) und entspricht damit der 

Größe einer Mittelstadt. Die Einwohnerdichte beträgt 

134 Einwohner/ha und ist somit die höchste der Bezirke 

in Berlin (West). Von der Fläche Kreuzbergs sind 83 % 

durch Wohn-, Industrie- und Gewerbegebäude sowie Ver¬ 

kehrflächen bebaut bzw. versiegelt. Insbesondere der 

hohe Versiegelungsgrad, die Massierung der Baumassen 

und das Vegetations-Freiflächendefizit belasten die Um¬ 

weltpotentiale Luft/Klima, Wasser, Boden des Bezirks 

überdurchschnittlich. 

Luft/Klima: 

Die genannten Ursachen führen in Städten zu den bekann¬ 

ten Klimaveränderungen: Temperaturerhöhung, Reduzierung 

der relativen Luftfeuchte, Abschwächung der Luftbewe¬ 

gungen und insgesamt ungünstiger. Veränderung des Strah- 

lungs- und Wärmehaushaltes. Die großräumige Belastung 

der Luft durch Schadstoffe aller Art, bei reduziertem 

Luftaustausch, bilden die Ausgangslage für eine Reihe 
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lufthygienischer Probleme. 

Im Sanierungsgebiet Kreuzberg führt besonders die wil¬ 

helminische Blockbebauung mit ihrem geringen Höhen-Ab- 

standsverhältnis zu einer maximalen Ausbildung dieser 

stadtklimatischen Effekte. Hinzu kommen für dieses Ge¬ 

biet markante lufthygienische Bedingungen. Hier gibt 

es Bereiche, deren durchschnittliche Staubniederschlags¬ 

raten ein Maximum im Vergleich der Meßstellen des West¬ 

berliner Stadtgebietes ergeben. 

Es handelt sich um das Gebiet zwischen Spree und Land¬ 

wehrkanal und das Gelände des Görlitzer Bahnhofs, wobei 

Bereiche mit mittleren Staubniederschlagsraten von mehr 

als o,35g/m2d die Straßenzüge Skalitzer Straße, Oranien- 

straße, Reichenbergerstraße und Mariannenstraße umfassen. 

Auch bezüglich der SC>2-Belastung zählen diese Bereiche, 

je nach Wetterlage, zu den Problemgebieten West-Berlins. 

Gerade die Schadstoffkombination Staub/SC>2 macht die 

Atemluft in diesem Gebiet unverwechselbar. 

In den relativ geschlossenen Hofbereichen der Kreuz¬ 

berger Blockstruktur sind mitunter Luftschadstoffkon¬ 

zentrationen festgestellt worden, welche die an sich 

bereits hohen regionalen Werte z.T. erheblich über¬ 

schreiten . 

Wasser: 

Der hohe Versiegelungsgrad, die aufgrund ihres Alters 

beschädigte Abwasserkanalisation und der immer noch 

steigende Wasserverbrauch - nach Auskunft der Berliner 

Wasserwerke verdreifacht er sich durch Sanierung in 

der Mehrzahl der Kreuzberger Altbauten - führen zu 

immer stärkerer Schadsstoffbelastung der Grund- und 

Oberflächengewässer. Die Schäden an den Abwasserkarrälen 

führen dazu, daß ein Großteil der häuslichen und ge¬ 

werblichen Abwässer direkt ins Grundwasser gelangt. 

Die wichtigsten Quellen der Verunreinigung sind soge¬ 

nannte Indirekteinleitungen aus den primär kleinen 

Gewerbebetrieben. Ein Großteil ihrer galvanischen Ab- 
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wässer, Mineralölprodukte, Chlorkohlenwasserstoffe 

etc. wird über die Kanalisation entsorgt. Die hohe 

Versiegelung und der der Mischkanalisation immanente 

Systemfehler, nämlich der gemeinsamen Ableitung von 

häuslichem und gewerblichem Schmutzwasser zusammen 

mit dem Regenwasser, führt schon bei jedem mittleren 

Regen dazu, daß ein großer Teil der Abwässer direkt 

in das Oberflächenwasser, speziell den Landwehrkanal, 

gelangt. Die Mehrzahl der Kreuzberger gewerblichen 

Schadstoffe findet man somit im Grundwasser, im Ober¬ 

flächenwasser und in den Sedimenten des Landwehrkanals. 

Boden: 

Die starke Versiegelung und das geringe Vegetations¬ 

und Freiflächenangebot sind die offensichtlichen Be¬ 

lastungsformen des Bodens in Kreuzberg. Differenzierte 

Angaben über Bodenkontaminationen sind bisher auf be¬ 

zirklicher Ebene nicht systematisch erfaßt worden. Ver¬ 

fügbar sind nur die Daten des Berliner Umweltatlas, der 

aufgrund der Unvollständigkeit seiner Angaben für eine 

differenzierte Beurteilung der bezirklichen Belastungs¬ 

situation nicht ausreicht. 

Lärm: 

Zu den meisten Beschwerden und Konflikten städtischer 

Umweltbelastungen führen alle Arten der Lärmbelästigung. 

Spitzenreiter ist als Ursache der Straßenverkehrslärm 

gefolgt von Fluglärm und Nachbarschaftslärm. Bei der 

Störung von Bewohnern durch Gewerbebetriebe steht auch 

der Lärm an erster Stelle. Wie hoch die tatsächlichen 

Schallpegel sind, ist nur für einen Teil der Hauptver¬ 

kehrsstraßen des Bezirks aus dem Umweltatlas Berlin zu 

entnehmen. Die für die Aufstellung von Lärmminderungs¬ 

plänen benötigten Daten, als Maßnahmen der Umweltsanie¬ 

rung und des Gesundheitsschutzes und als Grundlage für 

UVP'en,sind nicht vorhanden. 

Aufgrund der so beschriebenen Situation läßt sich zu- 
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sammenfassend die Forderung ableiten, daß fachübergrei¬ 

fende Ansätze -z.B. unter Einbeziehung bioklimatologi- 

scher, lufthygienischer Erkenntnisse- zu formulieren 

sind, die eine Einschätzung von Umweltsanierungsmaß¬ 

nahmen auch unter sozialen und medizinischen Gesichts¬ 

punkten ermöglichen. 

2.2.5.7 Besonderheiten und typische Konfliktsituationen im 

Untersuchungsgebiet Kreuzberg 

Der städtebauliche Bericht "Umwelt und Gewerbe in der 

Städtepolitik" BT-Drucks. 1o/5999 vom 9.9.1986 weist 

im Zusammenhang mit den Zielen und Maßnahmen zur Sta¬ 

bilisierung und Verbesserung der Standortbedingungen 

für Industrie, Handel und Gewerbe auf die besonderen 

städtebaulichen Mängel in Gemengelagen hin. Darin heißt 

es u.a., daß diese Mängel "in erster Linie auf Umwelt¬ 

belastungen durch betriebliche Emissionen wie Luftschad¬ 

stoffe und Lärm" resultieren mit den entsprechenden Aus¬ 

wirkungen auf die Wohnbevölkerung. Gleichzeitig "beein¬ 

trächtigen solche Konflikte die Entwicklungsaussichten 

der ansässigen Betriebe und erzeugen Unsicherheit be¬ 

züglich der planungs- und immissionsschutzrechtlichen 

Zukunft dieser Standorte." 

An anderer Stelle werden in dem genannten Bericht ein¬ 

zelne Maßnahmen im Zusammenhang mit der Stärkung der 

Durchgrünung von bebauten Gebieten und Sicherung von 

Grünflächen vorgestellt. Bezüglich der Blockinnenräume 

sowie der Hinterhöfe werden die auch in Kreuzberg z.T. 

bereits realisierten Entkernungsmaßnahmen und Hofbe¬ 

grünung vorgeschlagen, wobei an keiner Stelle die durch 

solche Planungsvorstellungen entstehenden Konflikte und 

Konkurrenzsituationen mit dem ebenfalls bestehenden Flä¬ 

chenanspruch einer für den Weiterbestand von Gemenge¬ 

lagen notwendigen Gewerbenutzung angesprochen wird. 

Möglicherweise hat dies mit den besonderen Qualitäten 
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von Kleingemengelagen zu tun, die nach Aussage unter¬ 

schiedlicher Untersuchungen ganz spezifische Konflikt¬ 

schwerpunkte aufweisen, die auf übliche Gemengelagen 

nicht übertragbar sind. Wie BODMANN und RIEGER (1986) 

vermerken, kann dies u.a. darauf zurückgeführt werden, 

daß im Gegensatz zu Großgemengelagen und sogenannten 

Nahtstellengebieten, "in der Wohnsiedlung und Industrie¬ 

gebiete aneinandergrenzen", für die Kleingemengelage 

"eine intensive Durchmischung der verschiedenen Nutzun¬ 

gen kennzeichnend ist". 

Neben der gegenseitigen Störmöglichkeit von Wohn- und 

Gewerbenutzung ist auch die gegenseitige Beeinträchtigung 

von Gewerbenutzungen von Interesse. Nach Auffassung von 

BODMANN und RIEGER wird jedoch der "Umfang der aus Klein¬ 

gemengelagen resultierenden Nutzungskonflikte nicht 

selten überschätzt" (nach BAASNER et al. 1985). Die 

nach dem BImSchG als Störbetriebe eingestuften Betrie¬ 

be sind von geringer Zahl, nur von wenigen Betrieben 

gehen Störungen aus, die nicht unter das BImSchG fallen. 

Dies bestätigt auch eine Umfrage aus dem Jahr 1984 

(Forschungsstelle f.d. Handel Berlin 1984). 

Planungsunsicherheiten ergaben sich in der Vergangenheit 

durch eine "einseitige Ausrichtung der Planung auf die 

(sicherlich notwendige) Verbesserung des Wohnens und 

des Wohnumfeldes" mit der die Vernachlässigung, der Ver¬ 

fall und das Verschwinden gewerblich genutzter Bausubstanz 

einhergingen (FIEBIG et al. 1984). 

Für die Auswahl eines oder mehrerer zusammenhängender 

Untersuchungsgebiete kommen folgende für (kleinräumige) 

Gemengelagen typische Konfliktstrukturen in Frage: 

- Häufung von Nachbarschaftsbeschwerden insbesondere 

Infolge objektiver oder subjektiv empfundener 

Lärmbelastung 

- Fälle von Erweiterungs., Modernisierungs- oder Um¬ 

stellungsvorhaben gewerblicher Betriebe mit zusätz¬ 

lichen Flächenansprüchen 
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- Fälle von Flächeninanspruchnahme durch Ausbau oder 

Veränderung wohnungsnaher Infrastruktur mit zusätz¬ 

licher Flächeninanspruchnahme auf Kosten von Gewer¬ 

beflächen 

- Annäherung von gewerblicher und Wohnbebauung 

- Maßnahmen im Rahmen der Sanierungsplanung 

- Maßnahmen der Altanlagensanierung. 

Neben den hauptsächlich auf Umweltbelastungen zurück¬ 

zuführenden Konflikten, treten in der Praxis häufig 

auch Konflikte auf, die sich als Planungs- und Kom¬ 

petenzkonflikte erweisen. So erfolgt z.B. die Beur¬ 

teilung von Betrieben als Störfaktor in Gemengelagen 

durch die formale Auslegung der Zulässigkeit im Allge¬ 

meinen Wohngebiet und nicht aufgrund tatsächlich nach¬ 

gewiesener oder zu erwartender Emissionen. Der Antrag 

einer Tischlerei auf Erteilung einer Baugenehmigung im 

Engelbeckenhof, der eine gut funktionierende gewerb¬ 

liche Nutzung aufweist, führte z.B. zur Ablehnung, weil 

es sich gemäß Baunutzungsplan um ein Allgemeines Wohn¬ 

gebiet handelt. Die vom Stadtplanungsamt Kreuzberg z.T. 

mit immissionsschutzrechtlichen Auflagen in Aussicht 

gestellten Genehmigungen in Fällen von Nutzungsänderun¬ 

gen drohen meist dann zu scheitern, wenn der Antrag¬ 

steller zusätzlich ERP-Mittel beantragt. Inwieweit durch 

technische Einrichtungen tatsächliche Umweltbelastungen 

vermieden werden, wird nicht geprüft. Damit steht die 

Entscheidungspraxis in deutlichem Widerspruch zum Leit¬ 

satz Nr. 8 des FNP 84, daß immissionsbedingte Konflikte 

mit "technischen Mitteln" zu entschärfen sind. 

In einem anderen Fall stellt eine kürzlich erstellte Un¬ 

tersuchung zur Blocksanierung folgende Zielkonflikte 

fest, die sicherlich nicht nur für die kleinräumigen 

Gemengelagen in Kreuzberg typisch sein dürften: 

- Sicherung gewerblicher Nutzung/Wohnen 

- Sicherung gewerblicher Nutzung/Schaffung von Frei- 

und Grünflächen 

- Sicherung preisgünstigen Wohnraums/Schaffung von 
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Frei- oder Grünflächen 

- Erweiterung der Verkehrsflächen/Verkehrsberuhigung 

- Wohnhofdurchlüftung/Lärmschutz durch Lückenschließung 

Wichtigste Ursachen der Lärmbelastung in dem unter¬ 

suchten Block sind: 

- Straßenverkehr 

- U-Bahn-Verkehr (hier oberirdisch) 

- Kfz-RangierVorgänge auf den Höfen 

- Be- und Entladevorgänge auf den Höfen 

- Übertragung von Eetriebslärm als Luftschall zwischen 

den Gebäuden 

- Übertragung von Betriebslärm als Körperschall inner¬ 

halb der Gebäude. 
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Dipl.-Ing. Maximilian WALTERS - Berlin, den 12.08.1987 

Die durch das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 6.12.1986 

geschaffene Rechtslage,hat die besonderen Aufgaben der Gemeinden 

auf den Gebieten der Umweltvor- und -nachsorge über den bislang 

gegebenen Rahmen hinaus weder präzisiert noch hinsichtlich der 

Verfahren für die Erfüllung des Abwägungsgebots ergänzt. 

Dem Umweltschutz kommt wie bisher keine besondere Stellung gegen¬ 

über anderen Belangen zu, der Schutz gegen schädliche Umwelt¬ 

einwirkungen geht nicht über die bereits in §50 des Bundesimmissions¬ 

chutzgesetzes (BImSchG) niedergelegten Planungsanforderungen hinaus. 

(§ 5 Abs.2 lit 6) 

Der Gesetzgeber hat es abgelehnt, Regelungen über eine Umwelt¬ 

verträglichkeitsprüfung in das Städtebaurecht aufzunehmen. Er machte 

sich die Auffassung zu eigen, daß die UVP ohnehin Bestandteil des 

Verfahrens zur Aufstellung der Bauleitpläne im Rahmen der Abwägung 
h*t 

se^und^es daher auch abgelehnt, das Ergebnis einer solchen UVP zum 

notwendigen Inhalt der Begründung für den Bebauungsplan (§ 9 Abs. 8 

BauGB) zu erklären. (Beschlußempfehlung und Bericht des 16. Ausschusses - 

BTDrucks. 10/6166) 

Damit ist die Problematik der bis 1988 zu vollziehende Umsetzung der 

EG-Richtlinien über die UVP aus dem Gesetzgebungsverfahren ausge¬ 

klammert worden und es obliegt nunmehr den Bundesländern, für ihren 

Bereich diesbezügliche Verwaltungsvorschriften zu erlassen, da 

keine Erweiterung der Ermächtigungsgrundlage zum Erlaß von 

Rechtsverordnungen nach §2 Abs. 5 BauGB die rechtliche Entwicklung 

offenhält. 

die für die Diskussion geeigneter Instrumente der Vor- und Nachsorge 

im Umweltbereich wichtig sein können, insbesondere für den Typus der 

Kleingemengelage, wie er für Kreuzberg kennzeichnend ist. 

Der die Inhalte des Bebauungsplanes regelnde §9 BauGB wurde ergänzt 

durch lit 23 in Abs.l, wonach die Festsetzung von Gebieten möglich ist, wo i.S. 

BImSchG bestimmte luftverunreinigende Stoffe nicht oder nur beschränkt 

verwendet werden dürfen. Jedoch in lit 24 wird durch die ausdrückliche 

Abschwächung der bisherigen Aussage "zu treffende Vorkehrungen" auf 

"zu treffende bauliche und technische Vorkehrungen" der Gedanke der 

planerischen Umweltvorsorge auf bloße Abwehr schädlicher Umweltentwicklungen 

reduziert. 

Im folgenden Änderungen des Baurechts hi gewiesen, 



2. (Forts.) 

Altanlagen erhalten einerseits verstärkten Bestandsschutz (§ 34, Abs. 3, 

und § 35 Abs. 4 lit 6), ohne daß im BauGB zusätzliche städtebauliche 

Eingriffsbefugnisse vorgesehen wären. 

In seiner Neufassung wirft § 34 Abs.ldie Frage auf, ob und in welcher 

Weise die Belange des Umweltschutzes sowie des Natur- und Landschaftsschutzes 

im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens v^terhin zur Geltung kommen. 

Denn das BImSchG bietet keine Handhabe i.S. des Umweltvorsorgegedankens, 

da dieses auf nur auf solche Anlagen zutrifft, die immissionsschutz¬ 

rechtlich definiert sind, und es zudem als Ordnungsrecht nicht dem 

städtebaulichen umfassenden Umweltschutzgedanken dienen kann. 

Der § 34 Abs. 3 eröffnet zudem die Möglichkeit, seitens der Gemeinde 

bei der Zulassung von Investitionen auch UmwelSchutzauflagen durchzu¬ 

setzen, die auf Verminderung der Emissionen des Altbestandes 

zielen. Dabei könnte die Erhöhung des -für die Umweltsituation ansich 

irrelevanten-Maßes der baulichen Nutzung davon abhängig gemacht werden, 

daß der gesamte künftige Produktionsvorgang . weniger umwelt¬ 

gefährdend verläuft, zumindest hinsichtlich Lärm- und Luftverunreinigungen. 

Vor dem Hintergrund dieser baurechtlichen Gegebenheiten muß der bisher 

nur wenig wirksam gewordene Einsatz der Landschaftsplanung als wesent¬ 

liches Element einer Umweltschutzplanung erörtert werden. Während 

sowohl nach altem wie neuem Baurecht die Umweltbelange nach § 1 BauGB 

z.T. noch nach Medien getrennt aufgeführt werden, zeichnet sich das 

Naturschutzrecht durch eine sektorübergreifende Betrachtungsweise aus, 

wenn dort von der Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 

und der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter ausgegangen wird (BerlNatSchG 

§ 1). 

Die länderweise unterschiedlichen Regelungen der Verknüpfungsformen 

v,on Landschafts- und Bauleitplanung sind Ausdruck für die Unsicherheiten, di*- 
jimA, *0.0) 

fachwissenschaftlich und planungspraktisch keine Einigkeit darüber 

erzielt werden konnte, worin die besonderen Inhalte der Landschaftsplanung 

gegenüber denjenigen der Bauleitplanung bestehen. Nach der gegenwärtigen 

Rechtslage kann es jedenfalls keine eindeutige Aufgabenabgrenzung 

zwischen der Landschaftsplanung und anderer« örtlicher« Umweltschutz¬ 

planungen zur Bauleitplanung geben. Ungeachtet dessen könnte jedoch 

die Landschaftsplanung wegen ihres querschnittorientierten Auftrages 

in eine Leitfunktion treten, wodurch landschaftspflegerische wie sonstige 
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umweltschlitzerische Belange in die Bauleitplanung eingebracht werden 

könnten. 

Dadurch würde das von der Landschaftsplanung seit langer Zeit erarbeitete 

Methodengerüst für die Ausgestaltung von UVPn auch in den Abwägungsprozeß 

der Bauleitplanung einfließen können. Hierzu gehören vor allem die 

bereits erprobten - und vom Sachverständigenrat empfohlenen - Verfahren 

der 'Ökologischen Risikoanalyse bzw. der ökologischen Wirkungsanalyse. 
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Die UVP unterscheidet sich von der allgemeinen Rechtspflicht zur 
Beachtung einschlägiger Umweltbelange bei der Abwägung staatlicher 
Entscheidungen insofern, als sie in den Verwaltungsverfahren zu einer 
Berücksichtigung aller relevanten Umwl^tauswirkungen führen soll. 
Sie ist nicht nur ein Instrument zur Erkennung von Umwelteinflüssen, 
sondern zur Durchsetzung von Umweltargumenten (REHBINDER, 1982; FINKE, et al 
1981). Keines der - medialen - Umweltgesetze enthält die Forderung 
und die Pflicht "die voraussichtlichen Umweltfolgen der Aktivität in 
ihrer Gesamtheit systematisch zu ermitteln, zu bewerten und die 
Ergebnisse dieser Untersuchung öffentlich zur Diskussion zu stellen, 
ehe die Entscheidung getroffen wird." (BUNGE, 1984) Dies könnte nur 
durch ein Verfahren gewährleistet werden, welches "weitgehende Trans¬ 
parenz der Untersuchung und ihrer Ergebnisse gewährleistet und der 
Öffentlichkeit ebenso wie den Behörden^ deren Kompetenz betroffen ist, 
Gelegenheit zur Beteiligung gibt." (BUNGE, 1984) 

Bevor auf die besonderen Anforderungen an eine UVP für die Bauleit¬ 
planung eingegangen wird, eine für das Vorhaben verbindliche Arbeits¬ 
definition: 

- Die UVP ist ein systematischer, formalisierter Prüfprozeß. 
Mit ihrer Hilfe sollen Planungen aller Art, Projekte,Bau¬ 
werke, (Technologien, Produkte und Stoffe) vor ihrer Reali¬ 
sierung (Herstellung oder Verbreitung) daraufhin untersucht 
werden, ob bzw. welche Beeinträchtigungen von Umwelt und 
Gesellschaft durch sie verursacht werden könnten. Weiter¬ 
hin soll untersucht werden, ob es möglicherwiese im Interesse 
der Ziele einer umfassenden Umweltvorsorge bessere Lösungen 

gibt oder ob sie zu unterbleiben haben. - 

Hieraus leiten sich die wichtigsten Grundsätze für die Gestaltung 
und Durchführung von UVPn ab: u a bi, o') 
(1) Eine UVP muß rechtzeitig, d.h. bei Beginn eines Planungvorganges 

einsetzen 

(2) UVPn müssen umfassend sein, d.h. ihnen muß ein Umweltbegriff 

zugrundeliegen, der sowohl die natürliche als auch die soziale 
Umwelt einbezieht. Es sind nicht nur die umweltmedialen Auswirkungen 
auf Boden, Wasser, Luft etc. zu prüfen, sondern auch die zwischen 
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bestehenden systemaren Beziehungen zu berücksichtigen, ebenso die 

Auswirkungen auf die Bevölkerung, u.zw. in sozialpsychologischer 

wie auch in sozio-ökonomischer Hinsicht. Cs- ■ -i) 
(3) Die UVP muß systematisch sein. Für den Ablauf der einzelnen 

Prüfschritte können bei aller Variabilität der technischen 

Details, folgende Elemente als verbindlich angesehen werden: 

a. Die Identifikation der verursachenden (auslösenden) Wirkungen 

b. Abgrenzung der medialen Wirkungsfelder in denen die Fort¬ 

pflanzung auslösender Wirkungen stattfindet 

c. Auffindung der Wirkungsempfänger, d.h. der betroffenen Nutzungen 

bzw. Nutzungsansprüche. 
ei nes 

Um zu einer Bewertung einer Planung oder Einzel Vorhabens zu gelangen, 

muß man also den "Verursacher-Wirkung-Betroffenen" - Kontext herstellen, 

u.zw. nach den Grundsätzen der "ökologischen Wirkungsanalyse"» 

(4) Im Rahmen des UVP-Prozesses sind Varianten zu prüfen, zu produzieren. 

(5) Die sogentannte "Nul 1-Variante" muß immer eine mögliche Option 

bleiben. 

(6) Die Beteiligung der Öffentlichkeit i.w.S. ist während des gesamten 

Prüfprozesses sicherzustellen. 

Die UVP muß hinsichtlich ihrer, für die Ausführung eines Projektes 

(Vorhabens) oder einer Planung (F-Plan, BEP, B-Plan) angesetzten 

Zielvorgaben (Umweltqualitätsstandards) und der zu ihrer Einhaltung 

bzw. Erreichung verordneten Auflagen, nach Projekt- oder Planaus¬ 

führung einer Nachbewertung unterzogen werden (UVP-Evaluierung). 

Hierfür sind Prüfverfahren und -standards für eine begleitende und 

eine nachfolgende Kontrolle festzulegen. 

Diese Forderung stellt auch sicher, daß künftig neben der Umwelt¬ 

vorsorge auch der Nachsorgeaspekt in die UVP einfließt. (SUMMIERER, 1983) 
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In der allgemeinen UVP-Diskussion wurde häufig übersehen, das es "die" 

UVP nicht gibt und auch nicht geben kann. Sobald man die allgemeine 

Betrachtungsebene verläßt, für die die zuvor formulierten Grund¬ 

sätze anwendbar sind, muß eine fallspezifische Ausgestaltung der 

UVP einsetzen (WALTERS, 1986). Dies kann z.B. wie im Falle der Stadt 

Essen durch eine Reihe von durchgespielten Planungsfällen erfolgen 

(KRÜGER, 1987). 

Eine prinzipielle Unterscheidung von UVP-Typen kann sich jedoch auch 

an der, dem räumlichen Planungssystem eigenen Hierarchie orientieren, 

die auch den unterschiedlichen Ebenen von Genehmigungsverfahren zuge¬ 

hören. (s. Abb.ü ) 

Den hier genannten UVP-Typen ist ergänzend noch die Produkt-UVP hinzu¬ 

zufügen, eine Gruppe von Prüffällen, die sich auch der eingangs vorge¬ 

schlagenen Arbeitsdefinition ergeben. Damit sollen die Umweltauswirkungen 

von unterschiedlichen Stufen und ihrer Anwendung geprüft werden (z.B. 

Mül 1klärschlammkompost, Herbizide). 

Wenn diese Typisierung auf das vorgesehene Untersuchungsgebiet Kreuz¬ 

berg zur Anwendung kommen soll, so sind vier, miteinander in vertikaler 

Beziehung stehende Umweltverträglichkeitsprüfungen in Betracht-zu ziehenf 

(1) UVP auf F-Planebene 

(2) UVP der Bereichsentwicklungsplanung (BEP) 

(3) UVP auf B-Planebene 

(4) Objekt-UVP für städtebauliche Einzel Vorhaben 

Umwel tyerträgllchkeitsprüfui39_auf_F-Plan-_und_BEP-Ebene_: 

Der Entwurf zum Flächennutzungsplan Berlin (W) Stand 1984 (FNP '84) ver¬ 

merkt im Leitsatz Nr. 8, daß "die vorhandene Mischung von Wohnen und 

Gewerbe in ihrer gewachsenen Art" erhalten bleiben soll und immissions¬ 

bedingte Konflikte mit "technischen Mitteln" zu entschärfen seien. Die 

Bedeutung dieser Aussage wurde bereits eingangs ( ) im Zu¬ 

sammenhang mit § 9 BauGB Abs. 1 lit 29 dahingehend gewertet, daß dadurch 

der Gedanke der planerischen Umweltvorsorge auf die reine Abwehr von 

schädlichen Umweltauswirkungen reduziert wird. D.h.: Eine Reihe möglicher 

Lösungen, wie sie als Ergebnis einer Variantenprüfung i.R. einer UVP 

auf F-Planebene vorliegen könnten, sind durch diese E/ngrenzung a priori 
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ausgeschaltet. Zudem geht die im FNP '84 enthaltene Formulierung von 

Leitsatz Nr. 8 hinter die Aussage von § 9 Abs. lit 2^ BauGB in unzu¬ 

lässiger Weise zurück, wo ausdrücklich von "zu treffende(n) baulichen 

und technische(n) Vorkehrungen" gesprochen wird. 

Nach FNP '84 beschränkt sich die vorbereitende Bauleitplanung in Berlin (W) 

auf die Ausformulierung der planerischen Grundzüge für das Stadtgebiet, 

flächenscharfe Aussagen und Festsetzungen.werden vermieden. Demnach 

könnte eine diesbezügliche UVP im besten Falle der Form einer Programm - 

UVP (s. Abb. ) entsprechen. Für die Durchführung einer UVP auf 

F-Planebene fehlen derzeit zudem die, für die Prüfung der Verträglichkeit 

der im FNP '84 formulierten städtebaulichen Entwicklungsziele erforder¬ 

lichen feinkörnigen Untersuchungen zu Nutzungsstruktur, zum potentiellen 

und realen Störgrad von Betrieben, Anlagen und anderen Nutzungen (FIEBIG 

& HINZEN, 1985). 

Somit käme, wie auch seitens der Planungsverantwortlichen betont wurde, 

der Bereichsentwicklungsplanung (BEP) eine gesteigerte Bedeutung als 

nächste Konkretisierungsebene in Richtung verbindlicher Bauleitplanung 

zu. Dieser Zusammenhang soll durch Abb. 3 verdeutlicht werden. 

Wenn die BEP das wichtigste Verbindungsglied zwischen F- und B-Plan 

anzusehen ist, liegen hier auf bezirklicher Ebene noch beträchtliche 

Gestaltungsspielräume, die besonders zur Erhaltung und Neuentwicklung 

von kleinräumigen Gemengelagen(wie sie für Kreuzberg typisch sind), bei 

gleichzeitiger Möglichkeit einer Präzisierung umweltbe-zogener Vorgaben 

für 

- Sanierungsgebiete 
- Altanlagensanierung 
- qualifizierten B-Plan 
- unbeplanten Innenbereich 
- Ausnahmegenehmigung f. erhöhte GFZ etcv 

ausgeschöpft werden könnten. Diese Überlegungen sollten in die laufende 

BEP Kreuzberg 1 und 2 einfließen, bzw. bei deren Fortschreibung verstärkt 

Berücksichtigung finden. Eine wesentliche Rolle wird dabei der landschafts¬ 

planerische Teil der BEP als Bewertungsgrundlage für die Abwägung der Umwelt¬ 

belange mit den sonstigen Belangen spielen (Abb. *i) 

"Die BEP enthält differenzierte Aussagen über 
die räumlich anzustrebenden Flächennutzungen, 
über gestalterische Schutz- und Entwicklungs- 
maßnahmen sowie unterschiedlichen Prioritäten 
und Maßnahmen." 



"Die wichtigste Aufgabe der BEP ist die Rahmen- 
setzung für die städtebauliche Gebäude- und Frei- 
raumplanung, ... 
Sie ist die Vorgabe für die öffentliche Diskussion 
der Landschaftspläne und der kleinflächigen, block¬ 
bezogenen B-Pläne und trifft Aussagen über Flächen¬ 
nutzungen sowie über mittelfristige Maßnahmen und 
Investitionen der öffentlichen Hand."'1 

Dabei kommt der Landschaftsplanung die Aufgabe zu, die z.T. 

querschnittorientierte Erfassung und Bewertung von 

- Naturhaushalt (Boden, Wasser Klima 

- Naturschutz (Landschafts-, Biotop-, Artenschutz) 

- Landschaftsbild 

- Freizeit/Erholung 

als Grundlage für die ökolcgsche Verträglichkeit der BEP - Zielvorstellungen 

Nutzungs-, Gestaltungs- und Maßnahmenkonzepte zu liefern. 

Somit ist die BEP m.aW. jene Ebene, in welcher die Vorbereitung der 

Abwägung der im BauGB angesprochenen Umweltbelange mit den sonstigen 

Belangen stattzufinden hat. Dieser Aufgabenstellung kann jedoch der 

BEP Kreuzberg 1 & 2 im derzeitigen Zustand noch nicht gerecht werden, 

da für ihn bisher die landschaftsplanerischen Teile noch nicht erarbeitet 

worden sind. Aus diesem Grunde ist u.a. die Entwicklung von Prüfstandards 

und Verfahrensgrundsätzen für einen die BEP begleitenden UVP-Prozeß 

eine noch zu leistende Aufgabe. 

Nur so kann die Forderung nach einer gestuften Bauleitplanungs-UVP für 

Berlin (W), bzw. den Bezirk Kreuzberg, erfüllt werden. Sie soll verhindern 

daß eine UVP lediglich auf Objektplanungsebene, d.h. mit der letzten 

Stufe der Entscheidung über ein Vorhaben verknüpft wird (Vorhabenszulassung) 

(SUMMERER, 1983; BDLA, 1987). 

Die vom selben Autor konsequenterweise erhobene Forderung, die UVP 

zwei stufig durchzuführen, d.h. in eine Prüfung von 

a. Makrostandortvoraussetzungen i.R. eines Planungs¬ 

verfahrens und 

b. Mikrostandortvoraussetzungen sowie der detaillierten 

Untersuchung der Umweltauswirkungen von Errichtung 

und Betrieb des Vorhabens im Rahmen des Zulassungs¬ 

verfahrens 

zu zerlegen, kann beim gegenwärtigen Stand der Bauleitplanung in Berlin 



nur bedingt erfüllt werden. Einen Weg in diese Richtung aufzuzeigen 

sol 1 Aufgabe dieses Forschungsvorhabens sein. 



und Veränderung von Landschaft Berücksichtigung finden. 

Als Beispiel für die Bewertung städtischer Umweltbelastungen und 

ihrer Verursacher ist zunächst der "klimatisch-ökologisch-hygienische 

Wert" (KÖH-Wert) von SCHULZ (1981) zu nennen, einer Verhältniszahl 

aus sogenanntem Gunst- und Ungunstwert unterschied!icher Flächentypen. 

Bei aller Einfachheit des Aufbaues der KÜH-Wert Methode bleibt die 

Ableitung der Indikatoren und deren Gewichtung unklar. 

In einem weitaus komplexeren Ansatz, der als Fortentwicklung des 

"Handbuches der ökologischen Planung" für die angemessene Berücksichtigung 

ökologischer Aspekte in der vorbereitenden Bauleitplanung gedacht 

ist, wurde die "Stadtökologische Modelluntersuchung Hamburg - Pilot¬ 

anwendung Finkenwerder" von DORNIER-System GmbH durchgeführt. 

Je nach Modelltypus der hier beispielhaft genannten methodischen 

UVP-Ansätze blieben bisher eine Reihe von damit verbundenen Probleme 

entweder unbeachtet oder ungelöst. Grob vereinfacht kann gesagt werden, 

daß der überwiegende Teil der bekannten Verfahren sich nach zwei Typen 

von Modellansätzen unterscheidet: Indikatorenmodelle und prozeßorientierte 

Modelle. 

Prozeßorientierte Modelle - wie z.B. Biomassemodelle, Diffusionsmodelle, 

Abflußmodelle etc.- erfordern wegen ihres hohen Formalisierungsgrades 

eine ausgezeichnete Datenlage und einen beträchtlichen Arbeitsaufwand. 

Sie könnten jedoch im Zusammenhang mit Problemstellungen in kleinräumigen 

Gemengelagen (Luftzirkulationsmodell) zur Entwicklung einfacher Lösungs¬ 

ansätze baulicher oder technischer Art zum Einsatz kommen. Auf der 

UVP-Ebene der BEP werden jedoch 

Indikatorenmodelle vorwiegend zum Einsatz kommen. Indikatorenmodelle 

verwenden Hilfsgrößen zur qualitativen und quantitativen Beschreibung 

von naturräumlichen und anderen Umweltfaktoren, über Aggregation 

einzelner Indikatoren gelangen diese Ansätze zu Gesamtaussagen über 

z.B. Leistungsfähigkeit, Empfindlichkeit, Schutzwürdigkeit etc. von 

z.B. Naturraumpotentialen, Landschaftsteilen etc. Wegen des i.d.R. 

unterschiedlichen Skalenniveaus und der unvermeidbaren Interdependenzen 

zwischen Indikatoren einer Aggregationsebene, sollten sich Indikatoren¬ 

modelle entweder der Nutzwertanalyse "zweiter Generation" oder des 

Grenzwertverfahrens bedienen. 

Im ersten Fall werden ordinal oder nominal skalierte Indikatoren 

unter Anwendung von Transformationsfunktionen in kardinale Skalen über- 
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Von den mit Fragen der Ausgestaltung der Umweltverträglichkeitsprüfung 

befaßten Planungswissenschaften, kann die Landschaftsplanung unstreitig 

auf die längste Tradition verweisen. Insbesondere die Entwicklung und 

Anwendung von Verfahren zur Beurteilung ökologischer Auswirkungen 

von Fachplanungen und Projekten (landschaftspflegerischer Begleitplan 

gemäß § 8 Abs. 4 BNatSchG) sind zu erwähnen. Bei aller Vielfalt der 

Ansätze hat die Landschaftsplanung als überörtliche Planung Forschungs¬ 

ergebnisse erbracht, die für die Verfahrenssystematik der UVP grund¬ 

legend sind. 

Im Mittelpunkt dieser Ansätze stehen Methoden und Verfahren für die 

Erhaltung und Verbesserung der Umweltqualität, insbesondere durch 

Sicherung und Wiederherstel1ung der Funktions- und Leistungsfähigkeit 

des Naturhaushaltes. Diesem Selbstverständnis entspricht der Gedanke 

der vorsorgenden ökologisch orientierten Planung. Ihre sozio-ökonomi- 

sche Bedeutung ist dabei unbestritten. So versucht vor allem die 

"ökologische Risikoanalyse" (BACHFISCHER, et al. 1974), die Auswirkungen 

von Nutzungsansprüchen auf die Umwelt zu bestimmen. Ausgangspunkt solcher 

Überlegungen ist es, einen bestimmten Ausschnitt aus der natürlichen 

Umwelt ("Konfliktbereich") zusammen mit den darauf gerichteten menschlichen 

Nutzungsansprüchen und den möglichen Verursachern von Umweltbeeinträchti¬ 

gungen als ein Element des komplexen Mensch-Umwelt-Systems zu sehen. 

In einer Weiterentwicklung auf der Grundlage eines umfassender 

formulierten Ökologiebegriffes haben KIEMSTEDT et al. 1981 die Auswirkungen 

einer Planungsmaßnahme über schematisch dargestellte Wirkungsketten 

verfolgt und alle übrigen Raumnutzungen als potentiell betroffene 

einbezogen ("Gutachten zur Umweltverträglichkeit der BAB 4"). 

Eine Reihe systemwissenschaftlich-kybernetischer Model 1e versucht den 

Anspruch einzulösen, die Umwelt insgesamt unter besonderer Berücksichtigung 

der natürlichen Umwelt abzubilden. Ein Beispiel dafür ist das Modell 

von VESTER & HESLER (1980) das unter dem Titel "Sensitivitätsmodel1 - 

Ökologie und Planung in Verdichtungsgebieten" bekannt wurde. 

In anderer Weise dem ganzheitlichen Anspruch der Zielformulierungen 

des Naturschutzes verpflichtet fühlt sich die"Landschaftsökologische 

Modell Untersuchung Ingolstadf'von HABER & KAULE (1985), in der eine 

sehr hohe Anzahl von Beurteilungsgesichtspunkten für Eingriffe in die 



geführt oder Entscheidungsmatrizes zu komplexen Indizes kombiniert 

sich entscheidungslogischer Algorithmen unter Vorgabe von Grenzwerten 

für die Ausprägung der eingesetzten Indikatoren (ökologische Risiko¬ 

analyse). Die für dieses Verfahren typische Verzweigungsstruktur des 

Entscheidungs- oder Relevanzbaumes erlaubt aus Gründen der Über¬ 

sichtlichkeit und Nachvollziehbarkeit dieser Modellansätze nur eine 

begrenzte Anzahl von Indikatoren. Deshalb und aus folgenden Gründen ist 

auf eine sorgfältige Auswahl der Indikatoren zu achten: 

Die Verwendung von Umweltindikatoren ist auf die in der Praxis nur 

begrenzt verfügbaren Daten angewiesen, mit denen die tatsächlich 

ablaufenden Prozesse im Umweltbereich nur bedingt erfaßt werden können. 

Häufig werden sogenannte teil identische Indikatoren eingesetzt werden 

müssen, d.h. Indikatoren die mit dem Indikandum nicht völlig identisch 

sind (z.B. Leitindikatoren). Der Einsatz teilidentischer Indikatoren 

ist mit Unsicherheiten behaftetund fühht nur zu bedingt gültigen Aussagen. 

Für die Bestimmung geeigneter Prüf- und Umweltstandards ergeben sich 

in der Praxis der UVP nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Ableitung 

von gebietsspezifischen Eck-, Grenz- oder Schwellenwerten, worüber im 

folgenden noch zu reden sein wird. Ein verfahrenstechnischer Weg bietet 

sich jedenfalls mit der (modularen) Darstellung von stadtökologischen 

Teilsystemen (Teilräumen) nach raumtypischen Verhaltensmerkmalen und 

Wirkungszusammenhängen.ztu./ 

(Handbuch der ökologischen Grenzwertverfahren bedienen 
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Umweltgesetze, aber auch Verordnungen über die Durchführung von UVPn, 

werden erst vollzugsreif, wenn für sie entsprechende Umweltstandards, 

technische Regeln, Grenz- Eck- und/oder Schwellenwerte sowie Meßverfahren 

entwickelt, abgeleitet und festgelegt worden sind. Aus ihnen muß sich 

ergeben, wieweit die menschliche Gesundheit oder natürliche Lebensgrund¬ 

lagen gefährdet sind, geschützt werden sollen und welchen Beschränkungen 

Verursacher zu unterwerfen sind. (S/LZWEDEL, 1987) 

"Umweltstandards beruhen auf zwei Evaluationen: 

- einem Schutzwürdigkeitsprofil, das konkrete Schutz¬ 
ziele für die Gesundheit des Menschen, für Tiere und 
Pflanzen, für den Zustand von Gewässern, für die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, für Regulations¬ 
funktionen des Bodens vorgibt; 

- einem Gefährdungsprofil, das - bezogen auf einen Kreis 
danach jeweils relevanter repräsentativer Schutzobjekte- 
das entscheidende risk assessment für bestimmte Schad¬ 
stoffe oder Nutzungsweisen ausdrückt." 

(SALZWEDEL, 1987 nach OSSENBÜHL, 1982) 

Die Umweltstandards lassen sich je nach Art der Risikoabschätzung unter¬ 

scheiden in 

- Vorsorgestandards 

- Schutzstandards 

- individuelle Vorsorgestandards 

Dieser, aus verwaltungsrechtlicher Sichtweise entwickelten Begriffsbildung 

entsprechen die grundlegenden Konzepte der ökologischen Risikoanalyse 

- Leistungsfähigkeit 

- Empfindlichkeit 

- Schutzwürdigkeit 

von natürlichen Umweltfaktoren und dem daraus abzuleitenden Risiko der 

Beeinträchtigung der davon abhängigen Nutzungsansprüche. 



01§_§§§2!]derheiter!_der_Situation_im_Untersüchüngsgebiet Kreuzberg 

Das Forschungsvorhaben soll am Beispiel des Berliner Bezirks Kreuzberg 

Wege aufzeigen, wie unter Wahrung der Prinzipien der Umweltvorsorge 

wie der Nachsorge und unter den vielfältigen Zielsetzungen des 

sogenannten ökologischen Städtebaues, jene - unter der Bezeichnung 

"Kreuzberger Mischung" bekannte - traditionell gewachsene Struktur 

kleinräumiger Gemengelagen, in denen Arbeiten und Wohnen nebeneinander 

und miteinander bestehen, 

belebt werden kann. 

erhalten bzw. mit neuen Impulsen ru 
■ • - i.<» >>. y . 

' W 
Wr. 

kann nur dann erfolgreich gelöst werden, wenn die Erhaltung und 

Diese,mit nicht geringen Schwierigkeiten konfrontierte Aufgabe,"x •1 hinu, 

■ 

künftige Entwicklung der Kreuzberger Mischung unter möglichst effektiver 
i; : -j/i, 

Ausschöpfung der verfügbaren Planungsinstrumente und mithilfe noch 

zu entwickelnder Verfahren der Umweltverträglichkeitsprüfung zur 

Vermeidung bzw. Minderung von bestehenden und künftigen Nutzungskon- 

flikten gelingt. Die Entwicklungs- und Einsatzmöglichkeiten 

solcher Planungsmittel wurde im vorangegangenen Abschnitt eingehend 

dargelegt. Danach bedarf es jedenfalls eines, die Abwägung der Umwelt¬ 

belange mit den übrigen Belangen ermöglichenden, integrativen Planungs¬ 

ansatzes, der den aktuellen Kreuzberger städtebaulichen Problemen 

der Nutzungsmischung gerecht wird. Nur so kann der Bezirk eine gleicher¬ 

maßen hohe Attraktivität als Standort für Arbeiten und Wohnen 

erlangen. 
m • 

Eine Planungs-r und Entwicklungsstrategie für Kreuzberg muß daher eine 

Reihe von Teilzielen verfolgen, von denen einige wichtige genannt werden 

sollen: 

- Stärkung lokaler Wirtschaftskreisläufe 
- Arbeitsplatzsicherung und -beschaffung 
- Ansiedlung neuer Gewerbebetriebe 
- Schaffung eines Innovationsmarktes 
- Entwicklung einer Qualifizierungsstrategie für Kreuzberg 
- Erhaltung und Weiterentwicklung von gemischt genutzten 

Wohn- und/oder Gewerbeflächen als flexible Antwort auf 
jeweils wechselnde Bedarfslagen 

- Erhaltung eines differenzierten Wohnraumangebots bei 
Verbesserung der unmittelbaren Vlohnqualität 

- Verbesserung des Arbeitsplatzumfeldes und des Wohnumfeldes 

Nur durch eine Konsequente Verfolgung dieser ,:i e i Setzungen kann eine 
Auslagerung von Betrieben in den Außenbere icn hintanhaI ten, wodurch 



solche Flächenressourcen geschont bleiben, di^ wichtige ökologische oder 
Erholungs- bzw. Freizeitfunktionen erfüllen. 

Bereits jetzt ist abzusehen, daß in den kommenden Jahren die Sanierungs¬ 
mittel für Kreuzberg nicht mehr in dem Umfang zur Verfügung stehen, 
wie dies in der Vergangenheit der Fall war. Der Bezirk Kreuzberg wird . 
daher gezwungen sein, auch in Zukunft im ältesten und größten Sanierungs¬ 
gebiet Deutschlands "Bedeutungsüberschuß" (Know-howTtransfer) zu erzeugen, 

der dazu führt, daß zusätzliche Sanierungsmittel dem Bezirkezugutekommen. 
Der Bedeutungsüberschuß sollte sich nach Ansicht vieler Experten hier - 

grade wegen der knappen Ressourcen - aus dem Bereich der "ökologischen 
Stadterneuerung" ergeben. Dadurch würden das städtebauliche Sanierüngs^ 

ziel und das sozialpolitische Ziel aufeinander bezogen werden können.„.f 

ökologisch orientierte Stadterneuerung kann für Kreuzberg daher zu einer 
Integration möglicherweise konkurrierender Sanierungsziele und somit 

'zu einem Wirkungsgefüge führen, welches längerfristig stabil. bleibt'ii::;; ' 
unter relativ geringen Kosten erhalten werden kann und den Bewohnern: 
vergleichsweise ein Optimum an Lebensqualität bietet. 

Die bisher in Kreuzberg verwirklichten Projekte mit ökologischen Ziel¬ 
setzungen können nur als ein Anfang für eine Sanierung mit den zuvor genannten 

Teilzielen gesehen werden, ihre Obertragbarkeit auf die besonderen 

Probleme ganzer Stadtteile mit. kleinräumiger Gemengel age •. muB^eirst?-'.-.^ • •••*• 
geprüft werden. 



?yC_yn)weTlsi tuation_im_Gebiet_der_kl ei nräumi gen_Gemerigel a9en_i n_ Kreuz berg 

Kreuzberg hat auf einer Fläche von 1040 ha rund 139.000 Einwohner 

(Stand 1.1.1985) und entspricht damit der Größe einer Mittelstadt. 

83% der Fläche Kreuzbergs ist bebaut bzw. versiegelt durch Wohn-, 

Industrie und Geverbegebäude sowie Verkehrsflächen. Die Einwohner¬ 

dichte beträgt 134 Einwohner je Hektar und ist somit die höchste 

der Bezirke von Berlin (West). 

Insbesondere der hohe Vers1ege 1ungsgrad der horizontalen 
Flächen, die Massierung von Baumassen in vertikaler Richtung 
und ein Vegetationsflächendefizit modifizieren das Stadtklima 
nachhaltig. Diese Einflüsse führen zu einer Veränderung im 
Strah 1ungs-und Wärmehaushalt, woraus eine spürbare Erhöhung 
der Lufttemperatur , eine Reduzierung der relativen Luftfeuchfre 
und eine Abschwächung der Luftbewegung resultieren. Die großräu" 
mige Belastung der Luft durch Schadstoffe aller Art, bei 
reduziertem Luftaustausch, bilden die Ausgangslage für eine 
Reihe 1ufthygienischer Probleme. 

Im SANIERUNGSGEBIET KREU7BERG führt besonders die B1ockbebauung 
der Gründerze tf, mi t ihrem geringen Höhen */ Abstandsverhältnis 
zu einer maximalen Ausbildung dieser stadtklimatischen Effekte. 
Hinzu kommen für dieses Gebiet markante 1ufthygienische Beding¬ 
ungen. Hier gibt es Bereiche, deren durchschnittliche Staub- 
n i eder sch 1 agsraten ein Maximum im Vergleich der Meßstellen 
des West-Ber1iner Stadtgebiets ergeben. 
Es handelt sich um das Gebiet zwischen Spree und Landwehr¬ 
kanal und das Gelände des Görlitzer Bahnhofs, wobei Bereiche 
mit mittleren Staubniederschlagsraten von mehr als O.BSg/msd 
die Straßenzüge Sk a 1 itzerStraße , Qran1enstraße , Reichenberger- 
straße und Mariannenstraße umfassen. 
Auch bezüglich der SOz-Be1astung zählen diese Bereiche, je 
nach Wetterlage, zu den Problemgebieten West-Ber1ins. Gerade 
die Scha dst of f k omb 1 nat i on Staub / SO* macht die Atemluft i «i 
diesem Gebiet unverwechse1 bar. 

In den relatv GESCHLOSSENEN HOFBEREICHEN DER KREUZBERGER 
ßLOCKSTRUKTUR sind mitunter Luftschadstoffkonzentrationen 
festgesfe 1 1 t worden, welche die an sich bereits hohen regionaler. 
Werte z . T . erheb 1 ich überschreiten. 
Ziel planerischer Maßnahmen muß sein, diese Abweichungen 
vom regionalen Durchschnitt abzubauen und-auch aus lufthygieni¬ 
scher Sicht-den "geschützten Hofbereich" zu schaffen. 
Ob es sich bei einer Schadstoffbelastung der Innenhöfe um 
Rauchgaseintrag aus unmkfelbar benachbarten Schornsteinen 
handelt, oder um hier sedimentierende Immissionen aus der 
weiteren Region, in beiden Fä11en der mangelnde Luftaustausch 
maßgebend. Da aufgrund der Oberf1ächenstruktur die allgemeinen 
Wind-und Austauschverhätnisse in Ballungsräumen herabgesetzt 
sind, müssen alle Möglichkeiten genutzt werden, die Belüftungs¬ 
verhältnisse in den Höfen der kleinräumigen Gemengelage zu 
fordern. 

^ ?fSL frtWVfTMK «Wf UM/-. 



Abb. 4 Das Berliner Planungssystem 

Stadtentwicklungs- . 
Planung — STEP 
(Stadtentwicklungsplanung 
für das gesamte Stadtgebiet) 
M. 1:20000 M. 1:50000 

X 
Bereichsentwick¬ 
lungsplanung - BEP 

(Stadtentwicklungsplanung für Teil¬ 
bereiche des Stadtgebietes) 

M. 1:4000 M. 1:10000 

* 
Flächennutzungsplan 

M. 1:20000 

I 
Städtebauliche und frei¬ 
räumliche Konzepte für 
Blöcke, Standorte 

M. 1:2000 bis M. 1:500 

0 

4 
Bebauungspläne 

M. 1:1000 

Quelle: SEN-STADT-UM 1986. 
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?i§_§§§2Dd§C!]®lt§D_^r_Si tuation_im_Uritersuchungsgebiet Kreuzberg 

Das Forschungsvorhaben soll am Beispiel des Berliner Bezirks Kreuzberg 

Wege aufzeigen, wie unter Wahrung der Prinzipien der Umweltvorsorge 

wie der Nachsorge und unter den vielfältigen Zielsetzungen des 

sogenannten ökologischen Städtebaues, jene - unter der Bezeichnung 

"Kreuzberger Mischung" bekannte - traditionell gewachsene Struktur 

kleinräumiger Gemengelagen, in denen Arbeiten und Wohnen nebeneinander 

und miteinander bestehen, erhalten bzw. mit neuen Impulsen 

belebt werden kann. 

Diese,mit nicht geringen Schwierigkeiten konfrontierte Aufgabe, 

kann nur dann erfolgreich gelöst werden, wenn die Erhaltung und 

künftige Entwicklung der Kreuzberger Mischung unter möglichst effektiver 

Ausschöpfung der verfügbaren Planungsinstrumente und mithilfe noch 

zu entwickelnder Verfahren der Umweltverträglichkeitsprüfung zur 

Vermeidung bzw. Minderung von bestehenden und künftigen Nutzungskon¬ 

flikten gelingt. Die Entwicklungs- und Einsatzmöglichkeiten 

solcher Planungsmittel wurde im vorangegangenen Abschnitt eingehend 

dargelegt. Danach bedarf es jedenfalls eines, die Abwägung der Umwelt¬ 

belange mit den übrigen Belangen ermöglichenden, integrativen Planungs¬ 

ansatzes, der den aktuellen Kreuzberger städtebaulichen Problemen 

der Nutzungsmischung gerecht wird. Nur so kann der Bezirk eine gleicher¬ 

maße njTohe_Attraktivvtät als Standort für Arbeiten und Wohnen 

erlangen. 

Eine Planungs- und Entwicklungsstrategie für Kreuzberg muß daher eine 

Reihe von Teilzielen verfolgen, von denen einige wichtige genannt werden 

sollen: 

- Stärkung lokaler Wirtschaftskreisläufe 
- Arbeitsplatzsicherung und -beschaffung 
- Ansiedlung neuer Gewerbebetriebe 
- Schaffung eines Innovationsmarktes 
- Entwicklung einer Qualifizierungsstrategie für Kreuzberg 
- Erhaltung und Weiterentwicklung von gemischt genutzten 

Wohn- und/oder Gewerbeflächen als flexible Antwort auf 
jeweils wechselnde Bedarfslagen 

- Erhaltung eines differenzierten Wohnraumangebots bei 
Verbesserung der unmittelbaren Wohnqualität 

- Verbesserung des Arbeitsplatzumfeldes und des Wohnumfeldes 

Nur durch eine Konsequente Verfolgung dieser Zielsetzungen kann eine 
Auslagerung von Betrieben in den Außenbereich hintanhalten, wodurch 

je 
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solche Flächenressourcen geschont bleiben, die wichtige ökologische oder 

Erholungs- bzw. Freizeitfunktionen erfüllen. 

Bereits jetzt ist abzusehen, daß in den kommenden Jahren die Sanierungs¬ 

mittel für Kreuzberg nicht mehr in dem Umfang zur Verfügung stehen, 

wie dies in der Vergangenheit der Fall war. Der Bezirk Kreuzberg wird 

daher gezwungen sein, auch in Zukunft im ältesten und größten Sanierungs¬ 

gebiet Deutschlands "Bedeutungsüberschuß" (Know-how-transfer) zu erzeugen, 

der dazu führt, daß zusätzliche Sanierungsmittel dem Bezirk zugutekommen. 

Der Bedeutungsüberschuß sollte sich nach Ansicht vieler Experten hier - 

grade wegen der knappen Ressourcen - aus dem Bereich der "ökologischen 

Stadterneuerung" ergeben. Dadurch würden das städtebauliche Sanierungs¬ 

ziel und das sozialpolitische Ziel aufeinander bezogen werden können. 

ökologisch orientierte Stadterneuerung kann für Kreuzberg daher zu einer 

Integration möglicherweise konkurrierender Sanierungsziele und somit 

zu einem Wirkungsgefüge führen, welches längerfristig stabil bleibt, 

unter relativ geringen Kosten erhalten werden kann und den Bewohnern 

vergleichsweise ein Optimum an Lebensqualität bietet. 

Die bisher in Kreuzberg verwirklichten Projekte mit ökologischen Ziel¬ 

setzungen können nur als ein Anfang für eine Sanierung mit den zuvor genannten 

Teilzielen gesehen werden, ihre Übertragbarkeit auf die besonderen 

Probleme ganzer Stadtteile mit kleinräumiger Gemengelage muß erst 

geprüft werden. 
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l^tc tiuUft u-c/t^Y^ , 

^«-Jyiil^nb^-Krinfli kt^i tnatim^a-i^J^lAinränrni jpn_0pmpnjplagpn   

^ f 
Der städtebauliche Bericht "Umwelt und Gewerbe in der Städtepolitik" 

BT-Drucks. 10/5999 vom 9.9.1986 W'^xZTim Zusammenhang mit den Zielen 

und Maßnahmen zur Stabilisierung und Verbesserung der Standortbedingungen 

für Industrie, Handel und Gewerbe auf die besonderen städtebaulichen 

Mängel in Gemengelagen hin. Darin heißt es u.a., daß diese 

Mängel "in erster Linie aus Umweltbelastungen durch betriebliche Emissionen 

wie Luftschadstoffe und Lärm" resultieren mit den entsprechenden Aus¬ 

wirkungen auf die Wohnbevölkerung. Gleichzeitig "beeinträchtigen solche 

Konflikte die Entwicklungsaussichten der ansässigen Betriebe und erzeugen 

Unsicherheit bezüglich der planungs- und immissionsschutzrechtlichen 

Zukunft dieser Standorte" 

An anderer Stelle werden in dem genannten Bericht einzelne Maßnahmen 

im Zusammenhang mit der Stärkung der Durchgrünung von bebauten Gebieten 

und Sicherung von Grünflächen vorgestellt. Bezüglich der Blockinnenräume 

sowie der Hinterhöfe werden die auch in Kreuzberg z.T. bereits realisierten 

Entkernungsmaßnahmen und Hofbegrünung vorgeschlagen, wobei an keiner 

Stelle die durch solche Planungsvorstellungen entstandenen Konflikt-und 

Konkurrenzsituationen mit dem ebenfalls bestehenden Flächenanspruch 

einer für den Weiterbestand von Gemengelagen notwendigen Gewerbenutzung 

angesprochen wird. Möglicherweise hat dies mit den besonderen Qualitäten 

von Kleingemengelagen zu tun, die nach Aussage unterschiedlicher 

Untersuchungen ganz spezifische Konfliktschwerpunkte aufweisen, die 

auf übliche Gemengelagen nicht übertragbar sind. 

Wie BODMANN & RIEGER (1986) vermerken, mag dies u.a. darauf zurückztrftüar-etf 

•sein, daß im Gegensatz zu Großgemengelagen und sogenannten Nahtstellen¬ 

gebieten, "in der Wohnsiedlung und Industriegebiete aneinandergrenzen" 

für die Kleingemengelage "eine intensive Durchmischung der verschiedenen 

Nutzungen kennzeichnend ist". 

Neben der gegenseitigen Störmöglichkeit von Wohn- und Gewerbenutzung 

ist auch die gegenseitige Beeinträchtigung von Gewerbenutzungen von 

Interesse. Nach Auffassung von BODMANN & RIEGER wird jedoch der 

"Umfang der aus Kleingemengelagen resultierenden Nutzungskonflikte 

nicht selten überschätzt" (nach BAASNER, et al., 1985). Die nach dem 

BImSchG als Störbetriebe eingestuften Eftriebe sind von geringer Zahl, 

nur von wenigen Betrieben gehen Störungen aus, die nicht unter das 



ARBEITSABLAUF DER BEREICHSENTWICKLUNGSPLANUNG (BEP) 



BImSchG faHen^^-s. Tab. PK filth 

•bewt eine/ Umfrage aus dem Jahr 1984 (Forschungsstelle f.d. Handel Berlin, 

1984).&roitrt-sid3 fo1gendes-B4kl tiber-SLürunysursachen: 

\Anlagen, die nach dem BImSchG genehmigungspflichtig sind, 
hatten demnach nur 1% der Betriebe, und nur weitere 8% der 
Betriebe gaben an, daß von ihrem Betrieb Störungen ausgehen. 
Mit Beschwerde aus der Nachbarschaft hatten rund 11% der 
Betriebe >u tun, und Umweltschutzauflagen kommen bei rund 
9% der Betrhe^e vor. Solche Auflagen betreffen in erster 
Linie die Reinhaltung der Luft, z.B. mit Hilfe von Staubab- 
fangfiltenr, Staubafangscheidern und höheren Schornsteinen. 
An zweiter Stelle stb-hen die Beseitigung schädlicher 
Produktionsrlickständeuhdxdie Reinhaltung des Wassers, z.B. 
mit Hilfe von Entgiftungsänlagen (Säurewäschern) und die 
Umstellung von Hilfs- und Betriebsstoffen. An dritter 
Stelle stehen die Auflagen zur'Vermeidung von Lärm, z.B. 
mit Hilfe der Motorkapselung und Sehallschutzisolierung. 

Daß Lärm von den verschiedenen Störung^ die wichtigste 
Störung der Bewohner durch die Betriebe ist, zeigen 
bereits die Untersuchungen im Jahre 1979/80X... 
Demnach ist Lärm mit 60% die häufigste StörungXEs folgt 
der Ladeverkehr mit 22%, der sich ebenfalls als Cä<iTi aus¬ 
wirkt. Alle anderen Störungen machen nur 12% aus.^x 
Es sind daher nur in Einzel fällen Störungen durch Erschüt¬ 
terung, Rauch, Geruch, Luftschadstoffe und Schichtbetrieb^^ 
von Bedeutung." 

(BODMANN & RIEGER, 1986 : 53) 

Wenn auch unter diesen besonderen, relativ günstigen Aussagen über 

kleinräumige Gemengelagen, deren Erhaltung heute eine allgemein akzeptierte 

städtebauliche Leitlinie darstellt, muß zu deren wirkungsvollen Durch¬ 

setzung noch Einiges getan werden. So fehlen klare städtebauliche Aussagen 

zur Erhaltung der vorhandenen Strukturen. Planungsunsicherheiten ergaben 

sich in der Vergangenheit durch eine "einseitige Ausrichtung der Planung 

auf die (sicherlich notwendige) Verbesserung des Wohnens und des Wohn- 

umfeldes" mit der die Vernachlässigung, der Verfall und das Verschwinden 

gewerblich genutzter Bausubstanz einhergingen (FIEBIG, et al. 1984 : 117ff) 

Besonders für Allgemeine und Besondere Wohngebiete stellt sich die Aufgabe, 

durch eine gezielte Einzel fallprüfung Entscheidungsgrundlagen zu schaffen, 

ob und wann städtebauliche Vorgaben in Richtung einer tendenziellen Um¬ 

nutzung, einer verträglichen Mischnutzung oder einer reinen Wohnnutzung 

weisen sollen. 
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Aber auch Entscheidungsgrundlagen für die städtebauliche Behandlung 

von vielen vorhandenen Baulücken besonders auf gewerblich genutzten 

Grundstücken sind zu schaffen, ebenso für grundstücksübergreifende 

Maßnahmen. Hinzu kommen Probleme, die im Zusammenhang mit besonderen 

Erschließungssituationen oder Konflikten unverträglicher Nutzungs¬ 

überlagerungen stehen. 

Für die Auswahl eines oder mehrerer zusammenhängender Untersuchungs- 

gebiete kommen daher folgende für (kleinräumige) Gemengelagen typische 

Konfliktstrukturen infrage: 

- Häufung von Nachbarschaftsbeschwerden insbesondere infolge objektiver 
oder subjektiv empfundener Lärmbelastung 

- Fälle von Erweiterungs-, Modernisierungs-oder Umstellungsvorhaben 
gewerblicher Betriebe mit zusätzlichen Flächenansprüchen 

- Fälle von Flächeninanspruchnahmen durch Ausbau oder Veränderung 
wohnungsnaher Infrastruktur mit zusätzlicher Flächeninanspruchnahme 
auf Kosten von Gewerbeflächen 

- Annäherung von gewerblicher und Wohnbebauung 

- Maßnahmen im Rahmen der Sanierungsplanung 

- Maßnahmen der Altanlagensanierung 
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